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16. Jahrgang 


Methodiſcher Wahnſinn 


Die litauiſche Regierung hat zwar auf die Einführung 
eines ſtändiſchen Wahlrechtes im Memellande verzichtet; 
ſie hat aber das geltende Wahlgeſetz in verſchiedenen 
weſentlichen Punkten abgeändert. Die Abänderungen zielen 
vor allem auf drei Punkte ab: 1. die Zahl der wahlberech⸗ 
tigten Memelländer nach Möglichkeit zu vermindern, 2. den 
hlgang ſelber möglichſt zu komplizieren und 3. eine 
Kontrolle des Wahlergebniſſes durch Nichtlitauer nach Mög⸗ 
lichkeit zu verhindern. Die Abänderung des Wahlgeſetzes 
für den Memellandtag iſt am 14. Auguſt d. Is. im Re⸗ 
10 d a der Republik Litauen (Nr. 493) und am 
6. Auguſt im Amtsblatt des Memelgebietes (Nr. 83) ver⸗ 
öffentlicht worden. 

Zunächſt die Beſtimmungen über das Wahlrecht. Der 
§ 4, der darüber handelt, wer weder wählen noch gewählt 
werden kann, wird durch den Zuſatz ergänzt, daß alle die 
Perſonen weder das aktive noch das aft Wahlrecht be: 
figen, denen auf Grund des Art. 10 Abſ. 3 des Geſetzes zum 
Schutze von Volk und Staat die bee Rechte entzogen 
worden ſind. Das bedeutet, daß es der Willkür des Kriegs⸗ 
kommandanten überlaſſen bleibt, allen Mitgliedern der 
wegen angeblicher „Staatsfeindlichkeit“ geſchloſſenen Vereine, 
Organiſationen und Verbände für die geſamte Dauer des 
Kriegszuſtandes das Recht zu entziehen, in den memel⸗— 
ländiſchen Landtag, in den litauiſchen Sejm, in die örtlichen 
Selbſtverwaltungsorgane, in die Handels- und Landwirt⸗ 
ſchaftskammern uſw. zu wählen. Praktiſch kommt das darauf 
hinaus, daß zum mindeſten alle ehemaligen Mitglieder der 
beiden verbotenen Parteien von Neumann und Saß, alſo 
über 12 000 Memelländer, ihr Wahlrecht zum Landtag 
verlieren. N 

Ein neu eingefügter 8 51 ſchließt folgende Perſonen vom 
paſſiven Wahlrecht aus: 1. naturaliſierte Bürger Litauens, 
2. Perſonen, die, nachdem fie für die litauiſche Staats» 
angehörigkeit optiert haben, von einem fremden Staate die 
Zuſicherung erhalten haben, daß fie wieder in deſſen Staats⸗ 
verband aufgenommen werden, und 3. Perſonen, die Or— 

ganiſationen angehören, von denen gerichtlich feſtgeſtellt 
worden iſt, daß ſie den Zweck verfolgten, Litauen die Un⸗ 
abhängigkeit zu nehmen oder einen Teil des litauiſchen 
erritoriums zu entreißen, wenn ſeit dem Gerichtsurteil noch 
nicht fünf Jahre vergangen ſind. Mit den unter Punkt 2 
genannten Perſonen ſind offenbar in erſter Linie die memel— 
deutſchen Lehrer und Beumten gemeint, und mit den unter 
Punkt 3 genannten Perſonen vor allem die ehemaligen 
Mitglieder der beiden verbotenen Parteien. Der Zweck des 
Ausſchluſſes all dieſer Perſonen vom poſſiven Wahlrecht iſt, 
den Deutſchen des Memellandes ihre bekannteſten Führer zu 
nehmen und ihnen die Aufſtellung im politiſchen Leben 
erfahrener Männer als Kandidaten sir den Landtag tunlichſt 
zu erſchweren und dadurch vielleicht Verwirrung und Un: 
einigkeit im deutſchen Lager hervorzurufen. am 
In dem Abſchnitt des Geſetzes, der von den Wahlkreiſen 
und Stimmbezirken handelt. iſt der § 10 geändert worden. 
Bisher find die Stimmbezirke vom Direktarium feſt⸗ 
eſetzt worden; und die Entfernung zum Wahlort hat für die 
ahlberechtigten nicht weiter als 5 km fein dürfen: 
Dieſe Beſtimmung ift jetzt dahin abgeändert worden, daß der 


Stadt dagegen bleibt unverändert. 
nahme iſt, möglichſt zahlreiche Memelländer dadurch, daß ſie 


aufſichtig 


dieſes Recht jetzt nur mehr den V 
Kommiſſionen zu. 
Befugniſſe genommen worden. Zu Vorſitzenden aber werden 


ausſchließlich Litauer, jedoch keine deutſchen Memelländer 
berufen. 


Präſident des Direktoriums allein die Stimmbezirke 
feſtſetzt, ohne dabei feſt an eine Höchſtentfernung zum Wahl⸗ 
ort gebunden zu ſein. Auf Grund dieſer Ermächtigung hat der 
illegale Präſident des Direktoriums, Bruvelaitis, die Zahl 
der Stimmbezirke im Landkreis Memel von 74 auf 22, im 
Kreis Heydekrug von 47 auf 17 und im Kreis Pogegen von 
77 auf 24 vermindert. Die Zahl der Wahlbezirke in Memel⸗ 
Der Zweck dieſer Maß⸗ 


einen weiten und oft beſchwerlichen Weg zum Wahllokal 


zurückzulegen haben, von der Ausübung ihres Wahlrechtes 


abzuhalten. Daß in Memel ſelbſt die Zahl der Stimm⸗ 
daß do nicht verringert worden iſt, erklärt ſich wohl daraus, 
daß dort die Maſſe des ſchamaitiſchen Stimmviehs, das von 
jenſeits der Grenze herangeſchafft wird, angeſetzt werden ſoll. 
Der Abſchnitt 5 des Geſetzes handelt von den Wahl⸗ 
kommiſſionen. In dieſem Abſchnitt ſind verſchiedene Aende⸗ 
rungen vorgenommen worden. Während früher die Be— 

un des Wahlvorganges der Kreiswahlkommiſſion 
und den Bezirkswahlkommiſſionen zugeſtanden hat, ſteht 
orſitzenden dieſer 
Den Beiſitzern ſind alſo ihre bisherigen 


Was damit bezweckt wird, läßt ſich leicht denken. 
Im Geſetzesabſchnitt über die Kandidatenliſten iſt der 
§ 39 abgeändert worden. Bisher hat es geheißen, daß die 
nzahl der Kandidaten, die von einer Partei aufgeſtellt 
wurden, um die Hälfte größer ſein durfte als die Geſamtzahl 
der Abgeordneten des Landtages. Nach der neuen Faſſung 
darf die Zahl der Kandidaten einer Partei nicht mehr größer 
ſein als die Zahl der iunsgeſamt zu wählenden Abgeordneten. 
Das kann zur Folge haben, daß auf der deutſchen Liſte 
ane kein Kandidat mehr da iſt, der nachrücken 
ann, wenn es der in Zukunft rein litauiſchen Wahl: 
prüfungskommiſſion etwa einfallen ſollte, einer Anzahl 
deutſcher Abgeordneter unter irgendeinem Vorwand das 
Recht zur Ausübung der Mandate zu entziehen. 

Die weiteſtgehenden Ahänderungen haben die Beſtim— 
mungen des Geſetzes über den Wahlvorgang ſelber erfahren. 
Mit dem Grundſatz, daß jeder Wähler nur eine Stimme 
haben ſoll, iſt gebrochen worden. Der § 54 beſtimmt viel: 
mehr, daß jeder Wähler ſoviel Stimmen hat, als Abgeord— 
nete in den Landtag gewählt werden, alſo 29. Der Wähler 
ſtimmt für die Kandidaten, die er ſich aus den Kandidaten— 
liſten wählt. Für jeden Kandidaten, den der Wähler wählt, 
kann er nur eine Stimme abgeben. Für jeden Kandidaten 
erhält der Wähler einen Stimmzettel, auf den Vor- und 
Zunamen, Alter, Beruf und laufende Nummer des 
Kandidaten gedruckt ſind. Und zwar werden ihm die Stimm— 
zettel unmittelbar vor der Wahl im Wahllokal übergeben. 
Wenn alſo z. B. zehn verſchiedene Parteien an der Wahl 
beteiligt ſind, ſo erhält der Wähler, wenn jede Partei die 
volle Zahl der zuläſſigen 29 Kandidaten aufſtellt, nicht 
weniger als 290 Stimmzettel in die Hand gedrückt, durch die 
er ſich dann in der Wahlzelle eiligſt durchzuwühlen hat, um 
die 29 Kandidaten, die er wählen darf, herauszufinden. Es 
läßt ſich vorausſehen, daß eine ſolche Papierflut eine heilloſe 
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Verwirrung anrichten muß. Es iſt kaum anzunehmen, 
“oäp vei einer ſölchen Megbrung die Wähl "oetgaapı un 
geordneter Weiſe durchgeführt werden kann. 


Um den methodiſchen Wahnſinn dieſer Beſtimmungen 


ganz zu begreifen, muß man einmal folgende Ueberlegung 
anſtellen: Unter der obigen Annahme, daß ſich 10 Parteien 
an der Wahl beteiligen, erhält jeder Wähler 290 Zettel in die 
Hand gedrückt. Nun kann ein Durchſchnittswähler im allge⸗ 
meinen nicht hexen. Er braucht eine gewiſſe Zeit, bis er ſich 
durch den Papierhaufen durchgearbeitet hat. Nimmt man für 
jeden Wähler nur 2% Minuten Zeit zum Sortieren der 
Stimmzettel an, ſo heißt das, unter Nichtberückſichtigung 
anderer möglicher Störungen, daß in einer Wahlzelle je 
Stunde 24 Wähler abgefertigt werden können. Nimmt man 
weiter an, daß ſich in jedem Wahllokal je zwei Wahlzellen 
befinden und daß 12 Stunden lang gewählt werden kann, ſo 
kommt man zu dem Ergebnis, daß in jedem Wahllokal im 
ganzen 552 Wähler ihre Stimme abgeben können. Nun gibt 
es im ganzen Memelgebiet unter . der 
litauiſchen Einbürgerungen auf der einen und der Wahl⸗ 
rechtsentziehungen auf der anderen Seite vorausſichtlich 
70 000 Wähler Dieſen ſtehen nach der ſtarken Verminderung 
der Zahl der Stimmbezirke insgeſamt nur noch 76 Wahl⸗ 
lokale zur Verfügung (früher 198). Nach der obigen Berech⸗ 
nung können bei zwölfſtündiger überall völlig reibungslos 
vor ſich gehender Wahlhandlung beſtenfalls etwa 42 000 
Wähler abgefertigt werden. Der Reſt von 28 000 Wählern 
wird nicht mehr zur rechten Zeit zur Wahlurne gelangen. 
Setzt man die Zeit, die jeder Wähler braucht, um ſeine 
Stimmzettel in Ordnung zu bringen, auf 4 Minuten an, 
dann erhöht ſich die Zahl der nicht 5 zum Wahlakt ge⸗ 
langenden Wähler auf etwa 43 000. Das ſind etwa zwei 
Drittel aller Wähler, die wegen der Kürze der Zeit der Mög— 
lichkeit einer Abgabe ihrer Stimmen beraubt werden wür⸗ 
den. Wer ſich ſein Wahlrecht ſichern will, wird alſo, wenn 
hier nicht Abhilfe geſchaffen wird, ſtundenlang anſtehen 
müſſen, ganz abgeſehen davon, daß ſehr viele Wähler auf 
dem Lande infolge der Verringerung der Stimmbezirke ein⸗ 
bis zweiſtündige Anmarſchwege zu den Wahllokalen zurück⸗ 
zulegen haben. f 

Sehr auffällig iſt auch die Aenderung der Beſtimmungen 
des Geſetzes, die ſich auf die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes 
beziehen. 
in dem ſie abgegeben wurden, von der dortigen Bezirks⸗ 
wahlkommiſſion gezählt. Nach der neuen Regelung werden 
hier nur noch die abgegebenen Umſchläge gezählt. Dann. 
werden, wie § 65 beſtimmt, die Umſchläge gebündelt und an 
die Kreiswahlkommiſſion in Memel geſchickt. Dort erſt werden 
dann, nach 8 65 I, der neu zugefügt worden iſt, die Umſchläge 
geöffnet und die Stimmen ausgezählt. Die örtlichen Bezirks⸗ 
wahlkommiſſionen haben alſo keine Möglichkeit, ſich davon zu 
überzeugen, wie in ihren Vezirken gewählt worden iſt; es 
iſt ihnen alſo auch nicht möglich, die ſpäter von der Kreis⸗ 
wahlkommiſſion veröffentlichten Wahlergebniſſe auf ihre 
Richtigkeit zu prüfen. Der Kreiswahlkommiſſion 


Früher wurden die Stimmen in dem Wahllokal, 


gehört kein einziger Deutſcher an! Das 
Toboeiner: Mie elcſteyage. does Mektrergeontiges tordoen 
zentral durchgeführt — je nach Bedarf. Es iſt auch be⸗ 

zeichnend, daß die Kreiswahlkommiſſion ihre Arbeit nicht 

mehr wie früher in öffentlicher n erledigt. Der § 70, 

der das beſtimmte, iſt in der neuen Faſſung des Geſetzes 

gefallen. Geſtrichen find auch die §88 68 und 69, die über den 
Verlauf der Wahl an Ort und Stelle ein Protokoll ver⸗ 

langten, in das auch Einſprüche, Proteſte uſw. der Wähler⸗ 

ſchaft ſowie die Anſicht der Bezirkswahlkommiſſionen über 

den Verlauf der Wahl in ihrem Bezirk aufzunehmen waren. 

Neu hinzugekommen iſt ein 885 J, welcher beſtimmt, 

daß die Abgeordneten zu Beginn ihrer Tätigkeit einen Eid 

bzw. ein feierliches Verſprechen abzulegen haben. Der Text 

iſt wörtlich feſtgelegt. Die Abgeordneten haben ſich zu ver⸗ 

pflichten, der litauiſchen Republik treu zu ſein, die Ver⸗ 

faſſung des litauiſchen Staates, das Memelſtatut und die 

anderen im Memelgebiet geltenden Geſetze des Memel⸗ 

gebietes wie auch Litauens zu ſchützen und zu erfüllen. Ab⸗ 

lehnung des Eides wird mit Entziehung des Abgeordneten— 

mandates beſtraft. Es iſt alſo beabſichtigt, die gewählten Ab- 
geordneten durch Eid an die Verbrechen zu binden, die in den. 

letzten Monaten und Jahren von litauiſcher Seite an der 

Bevölkerung des Memellandes verübt worden ſind. 8 

ahl⸗ 


Das ſind die weſentlichſten Aenderungen, die am 
geſetz vorgenommen wurden. Die Abſicht des Wahls 
rechtsraubes und der Wahlfälſchung liegt ganz offen zutage. 
Wie zum Hohn haben die litauiſchen Geſetzgeber den 8 1 des 
Wahlgeſetzes, der die allgemeine, gleiche, unmittelbare und 
geheime Wahl vorſchreibt, beſtehen gelaſſen. 

Uebrigens iſt es immer noch fraglich, ob die Wahlen 
wirklich am 29. September ſtattfinden werden. Die litauiſche 
Preſſe brachte vor 9 die Nachricht, daß der Ver band 
der Rabbiner Litauens die Verſchiebung 
der Wahlen verlangt hat mit der Begründung, daß 
auf den 29. September der größte jüdiſche Feiertag (Neu⸗ 
jahr) falle und die Juden an dieſem Tage ſich an den hlen 
nicht beteiligen könnten. Es würde angeſichts der oft be⸗ 
wieſenen rückgratloſen Unterwürfigkeit der ſog. Machthaber 
von Kauen gegenüber den Juden und Volſchewiken nicht 
überraſchen, wenn die litauiſche Regierung dieſer aufdring> 
lichen Forderung der Rabbiner nachgeben und die Wahlen 
noch weiter hinausſchieben würde. Schließlich iſt ihr ja wohl 
die Stimme eines verlauſten Hebräers angenehmer als die 
politiſche Meinung von 60 000 memelländiſchen Wählern. 
Es iſt nur nicht ganz klar, wieſo man erſt ſo ſpät das Zu⸗ 
ſammentreffen der Wahlen mit dem jüdiſchen Neujahr ent⸗ 
deckt hat. Da man nicht annehmen kann, daß bei den 
Schamaiten die ſegensreiche Einrichtung des Kalenders noch 
unbekannt iſt, kann es ſich hier nur um einen neuen Vor- 
wand für die weitere Verſchleppung der Wahlen handeln, 
falls die geplanten Vorbereitungen, d. h. die Maſſen⸗ 
einbürgerungen und die Wahlrechtsentziehungen, bis zu 
dem urſprünglich vorgeſehenen Termin etwa noch nicht 
beendet ſein ſollten. 5 2 


Die Deutſchen werden ausgeſchaltet 


Seit Juli bereits find in Polen die Vorberei⸗ 
tungen für die kV, Sejm⸗ und 
Senatswahlen im Gange. In der erſten Hälfte des 
Monats Auguſt find die Bezirksverſammlun gen 
aufgeſtellt worden, deren Aufgabe es iſt, in den 104 Wahl⸗ 
bezirken, in die das polniſche Staatsgebiet eingeteilt iſt, die 
Kandidaten für die Wahlen zum Sejm zu beſtimmen. Die 
weitaus meiſten Mitglieder der Bezirksverſammlungen, 
nämlich etwa 8300, find von den territorialen Selbſtverwal⸗ 
tungen, alſo den Stadtverordnetenverſammlungen, den Ge— 
meinde⸗ und Kreisräten, aufgeſtellt worden. Die Landwirt⸗ 
ſchafts⸗, Handels: und Handwerkskammern haben etwa 2150 
und die Gewerkſchaften etwa 1650 Delegierte entſandt, die 
Aerzte⸗, Anwalts- und Notariatstammern, die Hochſchulen, 
Frauenverbände uſw. insgeſamt einige Hundert. Von der 
Möglichkeit, weitere Delegierte auf Grund von Liſten mit je 
500 notariell beglaubigten Unterſchriften in die Bezirksver⸗ 
ſammlungen zu entſenden, iſt nur in geringem und in den 
einzelnen Landesteilen ſehr unterſchiedlichem Maße Gebrauch 
gemacht worden. In der Wojewodſchaft Schlefien find nur 

ſolcher 500⸗Mann⸗Liſten zuſtande gekommen, in der 
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Wojewodſchaft Poſen 127, in der Wojewodſchaft Pommerellen 
134, in der Wojewodſchaft Wilna 34, in der Wojewodſchaft 
Lemberg 42, in Warſchau 30, 
Lodz nur 7. . 

Mitte Auguſt ſind dann die Bezirksverſammlungen zu— 
ſammengetreten, um die Kandidaten für die Wahlen zum 
Sejm zu beſtimmen. Es ſind im ganzen etwa 1000 
Kandidaten aufgeſtellt worden. Schon aus der 
Liſte der aufgeſtellten Kandidaten läßt ſich der ſichere Sieg 
des Regierungslagers bei den am 8. September ſtattfinden⸗ 
den Seimmahlen entnehmen. Bei der überwiegenden Mehr: 
zahl der Kandidaten handelt es ſich um ehemalige Abge⸗ 
ordnete des Regierungsblocks und Funktionäre der Regie⸗ 
rungspartei. Von den derzeitigen und ehemaligen kat 
des Pilſudſki⸗Lagers kandidieren u. a. Slawek, Koſcial⸗ 
kowſki, Paciorkowſki, Slawoj⸗Skladkowſki, Schaetzel, Floyar⸗ 
Rajchman, Miedzynſki, Koc uſw. Stark vertreten find auf 
der Kandidatenliſte die großinduſtriellen und großgrund⸗ 
beſitzenden Kreiſe. Dagegen finden ſich auf der Liſte nur 
verhältnismäßig wenige Arbeiter⸗ und Bauernvertreter. 
Von den Politikern der Oppoſitionsparteien, die ſich in letzter 


in der Wojewodſchaft 


Zeit dem Regierungslager in der Hoffnung genähert hatten, 
durch die Abkehr von ihren alten Parteien den Fortgang 
ihrer politiſchen Laufbahn zu ſichern, iſt es nur wenigen ge⸗ 
lungen, einen Platz auf der Kandidatenliſte zu angeln. Die 
Juden haben eine Reihe von Kandidaten aufſtellen 
können. Ebenſo die Ukrainer. Die Weißruſſen und 
Litauer nehmen an den Wahlen nicht teil. 

Die deutſche Volksgruppe hat keinen 
einzigen Kandidaten erhalten. Unter eigen⸗ 
artigen Umſtänden iſt ihr der eine Kandidat, auf den ſie mit 
Beſtimmtheit glaubte rechnen zu können, verlorengegangen. 
Der Wojewode Grazynſki hatte in einer Be⸗ 
ſprechung, die der „Rat der Deutſchen in Polen“ auf Wunſch 
des Miniſterpräſidenten Slawek am 12. Auguſt mit ihm 
hatte, die Aufſtellung eines deutſchen Kan⸗ 
didaten für den Warſchauer Sejm in einem 
der fünf oberſchleſiſchen Wahlkreiſe zuge⸗ 
ſichert. Da die Zahl der deutſchen Delegierten in den 
Bezirksverſammlungen nirgends ausreichte, um einen deut⸗ 
ſchen Kandidaten aufzuſtellen, konnte dieſe Zuſicherung des 
Wojewoden nicht anders aufgefaßt werden, als daß die 
Delegierten des Regierungsblocks in einer der oberſchleſiſchen 
Bezirksverſammlungen, und zwar der Kattowitzer, die An⸗ 
weiſung erhielten, den von deutſcher Seite vorgeſchlagenen 
Kandidaten zu unterſtützen. Da die Regierungsanhänger in 
den Bezirksverſammlungen faſt durchweg die Kandidaten 
gewählt haben, deren Wahl „von oben“ angeordnet worden 
war, hätte ein entſprechender Wink in bezug auf den deut⸗ 
ſchen Kandidaten wirklich keine Schwierigkeiten gemacht. 
Tatſächlich ſind dann die deutſchen Delegierten jedoch im 
Widerſpruch zu der Zuſicherung des Wojewoden bei der Ab⸗ 
ſtimmung über die Kandidaten im Stich gelaſſen worden. 


Von polniſcher Seite iſt ſpäter behauptet worden, das 
habe daran gelegen, daß ſich die Deutſchen untereinander 
nicht über den von ihnen vorzuſchlagenden Kandidaten 
hätten einigen können. Das trifft nicht zu. Tatſache iſt viel⸗ 
mehr, daß bei der Beſprechung mit dem Wojewoden von 
deutſcher Seite zun ächſt der Hüttendirektor a. D. Saba tz 
vorgeſchlagen und von Grazynſki auch genehmigt worden 
war. Tatſache iſt weiter, daß der deutſche Gewerkſchaftsführer 
Jankowſki nachher erklärte, es könne den deutſchen 
Arbeitern nicht zugemutet werden, ihre Stimme einem 
Hüttendirektor zu geben. Tatſache iſt ſchließlich, daß die 
deutſchen Delegierten in der Kattowitzer Bezirksverſammlung 
daraufhin geſchloſſen für den früheren Abgeordneten 
Jankowſki ſtimmten, bei den polniſchen Delegierten jedoch, 
wie gejagt, keine Unterſtützung fanden. Von polniſcher 
Seite iſt alſo der Wechſel in der Perſon des 
vorgeſchlagenen deut ſchen Kandidaten 
dazu benutzt worden, um die vom Woje⸗ 
woden gemachte Zuſage zu brechen. Es iſt 
‚ außerordentlich bedauerlich, daß die im „Rat der Deutſchen“ 
beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten der polniſchen Seite 
den erwünſchten Vorwand verſchafft haben, das gegebene 
Wort nicht zu halten. Etwas mehr Kenntnis des polniſchen 
Partners hätte man bei den „alten Routiniers“, die im „Rat 
der Deutſchen“ ſitzen, doch wahrhaftig vorausſetzen können! 
Trotzdem bleibt die Tatſache beſtehen, daß es den Polen bei 
einigem guten Willen ſehr leicht möglich geweſen wäre, den 
verſprochenen deutſchen Kandidaten aufzuſtellen. An dieſem 

uten Willen aber hat es eben gefehlt. Es muß in dieſem 
Sulammenang auf einen ganz ähnlichen Fall in 

rakau hingewieſen werden. Dort hatten die Juden in den 
Beſprechungen mit den polniſchen Regierungsleuten zunächſt 
einen ihrer Leute in Vorſchlag gebracht und dann in der Be⸗ 
e ſchließlich doch einen anderen gewählt. 

nders als bei den Deutſchen in Kattowitz haben ſich die 
Polen bei den Juden in Krakau durch den perſonellen Wechſel 
in der Kandidatur nicht davon abhalten laſſen, ihr gegebenes 
Verſprechen zu halten. Dieſe beſſere Behandlung der Juden 
durch polniſche Regierungsleute iſt ſehr bezeichnend. 

Die deutſche Volksgruppe, die in dem 1930 unter 
blutigem Terror gewählten Warſchauer Sejm durch 5 und 
in dem zu gleicher Zeit gewählten Schleſiſchen Teilgebiets⸗ 
landtag durch 7 Abgeordnete vertreten war, wird in Zukunft 
weder in der einen noch in der anderen Körperſchaft vertreten 
ſein. Wer ſich von den Deutſchen Polens an den Sejmwahlen 
beteiligt, iſt alſo gezwungen, einem polniſchen Kandidaten 
ſeine Stimme zu geben. Man kann einem Deutſchen aber 


ſchwer zumuten, Leute zu wählen, die er zumeiſt überhaupk 
nicht oder wenn, dann nur durch eine Betätigung kennt, die 
alles andere als deutſchfreundlich iſt. Der „Rat der 
Deutſchen“ ſtellte es in einem Aufruf, den er nach dem 
Bekanntwerden der Kandidatenliſte herausgab, jedem 
einzelnen Deutſchen anheim, ſelbſt zu entſcheiden, ob er ſich 
an den Wahlen beteiligen will. Einige Tage darauf aber 
trat die dem „Rat der Deutſchen“ angehörende „Deutſche 
Vereinigung“ für Poſen-Pommerellen ſchon wieder 
mit einer anderen Parole hervor. Es hätten, heißt es in 
dem diesbezüglichen Aufruf, neuerliche Verhandlungen mit 
Vertretern der polniſchen Regierung und den örtlichen Be⸗ 
hörden ſtattgefunden; der Vorſtand der „Vereinigung“ ſehe 
ſich nunmehr „aus verſchiedenen Gründen“ veranlaßt, die 
Deutſchen Poſens und Pommerellens a Teilnahme an den 
Wahlen und zur e ihrer Stimmen für die 
Vertreter des egierungsblodes aufzu⸗ 
fordern. Es wird ſchließlich die „zuverſichtliche Hoffnung“ 
ausgeſprochen, „daß die Regierung den berechtigten Forde— 
rungen der deutſchen Volksgruppe in unſerer Heimat 
Rechnung trägt und uns Deutſchen damit die Erhaltung des 
uns zuſtehenden Lebensraumes und unſerer völkiſchen 
Eigenart ſichert“. Das Intereſſe des polniſchen Regierungs- 
blocks an den deutſchen Stimmen in Poſen-Pommerellen 
kann man verſtehen. Die Wahlſtimmung iſt gerade in dieſen 
a gegen Warſchau opponierenden Gebieten recht 
au 5 


Wie erwähnt, ſind als Kandidaten für den Sejm faſt 
ausſchließlich Leute des Regierungslagers aufgeſtellt worden. 
Trotzdem iſt der Wahlvorgang, der ſich am 8. September 
vollziehen wird, nicht ohne Bedeutung. Im Regierungsblock 
find die verſchiedenſten ſozialen und weltanſchaulichen Rich— 
tungen vereinigt; und ebenfo ſtehen auf der Kandi— 
datenliſte Leute, die zwar alle zum Regie⸗ 
rungsblock gehören, aber zum Teil bäuer⸗ 
liche, zum anderen Teil großagrariſche 
Intereſſen, zum Teil ſozialiſtiſche, zum 
anderen Teil kapitaliſtiſche Ideengänge, 
910 Teil mehr freidenkeriſche, zum anderen 
Teil mehr klerikale Gedanken vertreten. 
Die gemeinſame 5 8 higkeit zum Regierungsblock ſchließt 
demnach nicht aus, daß die etwa 1000 Kandidaten, von 
denen ja nur etwa 200 zu Abgeordneten und ebenſo viele zu 
Abgeordnetenſtellvertretern gewählt werden können, ſich 
gegenſeitig die Wähler abſpenſtig zu machen verſuchen. In 
Wilna z. B. liegen das konſervative „Slowo“ und der mehr 
links gerichtete „Kurjer Wilenski“, die beide zum Regierungs= 
lager gehören, miteinander in Fehde. Anderswo iſt es ähn⸗ 
lich. Es geht bei den Wahlen darum, ob der linke oder der 
rechte Flügel des Regierungsblocks im künftigen Sejm die 
Oberhand gewinnen wird. Da die polniſchen Oppoſitions⸗ 
parteien keine Kandidaten, um deren Mandate ſie ſich be⸗ 
mühen müßten, aufgeſtellt haben, und die wenigen ukraini⸗ 
ſchen und jüdiſchen Kandidaten, die aufgeſtellt werden 
konnten, in der Geſamtauseinanderſetzung nur eine neben: 
ſächliche Rolle ſpielen, würde ſich jeder Wahlkampf 
vor allem auf Koſten der Einigkeit im pol⸗ 
niſchen Regierungslager auswirken. Die an 
ſich ſchon beſtehenden Gegenſätze in dieſem Lager würden ſich 
in einem ſolchen Kampfe, in dem es an Gegnern aus den 
oppoſitionellen Lagern fehlt, notwendigerweiſe verſchärfen. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es leicht zu verſtehen, daß die 
regierenden Kreiſe großen Wert darauf legen, daß über ⸗ 
haupt keine Wahlpropaganda für dieſen oder 
jenen Kandidaten, als den Vertreter dieſer oder jener Rich⸗ 
tung oder Schattierung, ſtattfindet. Der Wähler, hat Oberſt 
Slawek in einer Preſſeerklärung geſagt, wiſſe ſelber am 
beſten, zu welchem Kandidaten er das gröhte Vertrauen 
beſitze; jede Werbung könne ſein geſundes Urteil nur trüben. 
Man lieſt das, und man lächelt. 


[dee „Oftdeutſche Heimatkalender 1936“ 


kommt binnen kurzem zum Verſand. Beſtellungen ſind ſofort 
über die Ortsgruppen des Bundes Deutſcher Oſten aufzugeben. 
Preis für Mitglieder des BDO, 0,60 . 4. Ortsgruppen erhalten 
bei Sammelbeſtellungen über die Landesgruppen Rabatt, Einzel⸗ 
preis für Nichtmitglieder 0,90 7. 4. — Der Kalender bietet auf 
112 Seiten bei reicher Bildausſtattung eine Fülle unterhaltenden 
und belehrenden Stoffes. en 
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Danzig verhandelt mit Polen 


Auf Grund der Vereinbarung vom 8. Auguſt haben 
am 19. Auguſt die Verhandlungen zwiſchen 
Danzig und Polen begonnen. Die Freie Stadt 
geht bei dieſen Verhandlungen, die für die 1 Ge⸗ 
ſtaltung ihres Verhältniſſes zu Polen von größter Bedeu— 
tung ſind, von einer Reihe von Vorausſetzungen 
aus, ohne deren Anerkennung durch den polniſchen Partner 
eine dauerhafte und befriedigende Löſung nicht denkbar 
erſcheint. Zunächſt muß die Freie Stadt, was immer wieder 
betont werden muß, darauf beſtehen, daß Polen auf 
jeden weiteren Vorſtoß gegen die Danziger 
Währung verzichtet und nicht noch einmal auf den 
hintergründigen Gedanken verfällt, ſeine „Unterſtützung bei 
der Sicherung des Guldens“ aufzudrängen. Die Wäh— 
rungslage der Freien Stadt hat ſich in 
letzter Zeit durchaus günſtig entwickelt; die 
Währungsreſerven der Bank von Danzig ſind im Laufe 
eines Monats um über ein Drittel geſtiegen; die Gulden⸗ 
bewirtſchaftung hat ſich bewährt. Senatspräſident Greiſer 

at, um jeden Zweifel auszuſchalten, am 26. Auguſt in 
einer Volkstagsrede noch einmal betont, „daß Danzig 
niemals irgendwelche Rechte hinſichtlich 
feiner Währung und. der elbftändigfeit 
feiner Notenbanfpreisgeben wird.“ 


Die zweite Vorausſetzung für einen dauerhaften Erfolg 
der Verhandlungen iſt, daß von polniſcher Seite die 
Eigenſtaatlichkeit der Freien Stadt und 
deren volle Gleich berechtigung am Ver⸗ 
handlungstiſch anerkannt wird. In dieſer Hinſicht 
haben auf polniſcher Seite ſeit jeher Vorſtellungen beſtanden, 

die weder juriſtiſch zu ſtützen noch moraliſch und politiſch 
u rechtfertigen find. Die Stellung Danzigs als unab— 
ängiger Staat iſt polniſcherſeits bis heute noch nicht an⸗ 
erkannt worden. Das hat im Laufe der Jahre zu zahlreichen 
ſchweren, unnütz Kräfte verbrauchenden Konflikten Nau 
Daß ſich die polniſche Sucht, die Eigenſtaatlichkeit Danzigs 
in Zweifel zu ziehen, auch in Zukunft immer wieder ſtörend 
und verbitternd auf die beiderſeitigen Beziehungen aus— 
wirken muß, wird man verſtehen, wenn man z. B. im 
„Kurier Bydgoski“ eine der typiſchen polniſchen Aeußerungen 
hierüber lieſt: Polen könne ſich nicht damit einverſtanden 
erklären, Danzig als fouveränen Staat anzuerkennen. Es 
erkenne wohl an, daß heute die Mehrzahl der Danziger 
deutſche Volkstumsangehörige ſind; es könne jedoch nicht 
vergeſſen, daß ſich die Einwohner Danzigs in der Ver⸗ 
gangenheit politiſch zu Polen hingezogen fühlten (12), und 
daß Danzig, geographiſch geſehen, „ein Teil des polniſchen 
Territoriums“ ſei! Polen werde Danzig nicht als gleich⸗ 
geordneten Partner betrachten; eine ſolche Stellung ſtehe 
nach den geltenden Beſtimmungen Danzig nicht zu (7). 
Unſchwer läßt ſich erkennen, daß ſolche Behauptungen nur 
von Menſchen aufgeſtellt werden können, die das Opfer einer 
beklagenswerten hiſtoriſchen Unkenntnis ſind und die „neu— 
reichen“ Manieren der politiſchen Inflation der Verſailler 
Aera noch nicht abgelegt haben. 

Weiter muß Danzig, um dem polniſchen Partner das 
für die wünſchenswerte Zuſammenarbeit erforderliche Ver— 
trauen entgegenbringen zu können, darauf beſtehen, daß die 
ſoiche der Berichterſtattung gewiſſer polniſcher Blätter — 
blche des Regierungslagers nicht ausgenommen — endlich 
eingeſtellt wird. Da bei einem Teil der polniſchen Preſſe 
in dieſer Hinficht nicht genügend Diſziplin vorausgeſetzt 
werden kann, liegt es ſchließlich an der polniſchen Regierung, 
für ein entſprechendes Verhalten der betreffenden Organe 
Sorge zu tragen. Senatspräſident Greiſer hat ſich in ſeiner 
Volkstagsrede hierzu geäußert: „In Danzig dürfte es keine 
Zeitung wagen, das Verhältnis zu Polen durch eine unauf⸗ 
richtige und dem ehrlichen Wollen der führenden Staats- 
männer in den Rücken fallende Verichterſtattung zu ſtören. 
Dieſelbe Autorität, die ich in Danzig zugunſten unſeres 
Verhältniſſes zu Polen einzuſetzen jederzeit el bin, muß 
ich auch von meinem Verhandlungs- und Vertragspartner 
verlangen können.“ 

Danzig braucht, um ſich auf eine Zuſammenarbeit mit 
Polen auf lange Sicht einſtellen zu können, die Gewißheit, 
daß Polen in mindeſtens demſelben Maße, 
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wie es von Danzig die Einhaltung der Ver— 
träge verlangt, ſeinen eigenen Verpflich⸗ 
tungen Danzig gegenüber nachkommt. Zu 
dieſen Verpflichtungen gehört in erſter Linie die Aus⸗ 
nutzung des Danziger Hafens in einem Maße und in einer 
Weiſe, die der Freien Stadt ein geſunde, die private 
Initiative anſpornende Entwicklung ihres Wirtſchaftslebens 
verſpricht. Die Politik, die Polen in dieſer 
Beziehung bisher verfolgt hat, iſt geeignet, 
die Danziger Wirtſchaft immer weiter von 
derjenigen Polens zu entfernen. Niemand darf 
ſich darüber wundern, daß jedes Schiff, das nicht mehr den 
Danziger, ſondern den Gdingener Hafen anläuft, jede Er⸗ 
ſchwerung der Danziger Ausfuhr nach Polen, jeder unüber⸗ 
legte Angriff auf das nationale Empfinden des Danziger 
Deutſchtums im Enderfolg nur eine weitere Entfremdung 
i kann. Die Auffaſſung, daß Danzig „im eigenen 

ntereſſe“ danach ſtreben müſſe, ſein Wirtſchaftsleben dem⸗ 
jenigen Polens ohne Vorbehalt ein- und unterzuordnen, 
kann nur der vertreten, der nach 15 Jahren polniſcher 
Staatlichkeit noch den Mut aufbringt, zu behaupten, daß es 
für eine deutſche Bevölkerung ein beneidenswertes Ver⸗ 
gnügen ſei, unter polniſcher Herrſchaft zu leben. Von der⸗ 
artig abwegigen Vorſtellungen muß man ſich auf polniſcher 
Seite befreien. 

Als der Danziger Senat am 1. Auguſt, um die kata⸗ 
ſtrophalen Folgen der polniſchen Zollverordnung abzuwen⸗ 
den, eine teilweiſe Aufhebung der Danziger Zollgrenze 
gegenüber dem deutſchen Mutterlande verfügte, da war es 
kein Zufall, daß viele, ſehr viele in Danzig glaubten, jetzt 
ſei der Zeitpunkt gekommen, dem unnatürlichen Zuſtand, 
den das Verſailler Diktat geſchaffen hat, ein Ende zu machen. 
Dieſer Glaube an eine kurzfriſtige Löſung 
des Danziger Problems mußte ſich freilich 
als ein Jr erweiſen. er „Danziger Bor» 
poſten“ iſt dieſem Glauben, um ihn nicht zu einem Moment 
der Schwäche für den Behauptungswillen der Danziger 
Deutſchen werden zu laſſen, damals entgegengetreten: „Wir 
werden mehr leiſten und allen Angriffen um ſo ſtärkeren 
Widerſtand entgegenſetzen können, wenn wir uns von vorn— 
herein klar machen, daß noch viele ſchwere Opfer 

ebracht werden müſſen. Wir werden um fo 
ſtärker ſein, wenn wir weder uns noch anderen Wunſchbilder 
vorgaukeln ... Halten wir feſt an dem traditionellen Wirk- 
lichkeitsſinn unſerer Hanſeſtadt und vor allem an der 
Tradition nationalſozialiſtiſchen Kampfgeiſtes, der kämpfen 
feld ohne zu fragen, wann das Ziel, die Macht, erreicht 
ei!“ 


Der Vizepräſident des Wang Volkstages, Andres, 
ſchloß die Erklärung, die er am 26. Auguſt im Namen der 
nationalſozialiſtiſchen Fraktion abgab, mit den Worten: 
„So wie einmal die NSDAP Deutſchlands Wiedergeburt 
einleitete, jo wird auch die NSDAP hier in Danzig das 
Unrecht wiedergutmachen, das man dieſer deutſchen Stadt 
angetan hat. Wir wiſſen, daß wir hier nur Vorhut ſind und 
dieſe Stellung fo lange zu halten haben, bis der Befehl 

ur Löſung dieſes auf die Dauer unerträglichen Zus 
andes gegeben wird. Mag die Oppoſition andere Ziele 
verfolgen, wir werden uns nicht beirren laſſen und weiter⸗ 
kämpfen unter der Parole: Zurück zum Reich — 
gegen vertragliche Willkür!“ Und Senats⸗ 
präſident Greiſer ſchloß ſeine Regierungserklärung mit 
einem Gruß an den Panzerkreuzer „Admiral 
Scheer“, der in dieſen Tagen den Danziger Hafen be⸗ 
ſuchte: „Jeder Danziger ſollte dieſes ſtolze deutſche Kriegs⸗ 
ſchiff beſuchen, damit jenes Gefühl, welches bei manchem 
bisher vielleicht nur ein leiſes Bangen und Sehnen war, zur 
Gewißheit wird, daß der Führer und ſein Werk 
die Freiheit des deutſchen Volkes, zu dem 
auch wir gehören, bedeutet.“ 


Sant im urlaub nach 
dem ſchönen Danzig?! 


Sorge um die polniſche Handelsbilanz 


Die polniſche Handelsbilanz war im April d. Is. mit 
0,23 Mill. und im Mai mit 1,8 Mill. Zloty paſſiv. Sie iſt 
im Juni zwar wieder aktiv geworden. Doch iſt dieſe 
Beſſerung nicht geeignet, die Sorge, die man ſich in 
Warſchau wegen der zukünftigen Entwicklung des polniſchen 
Außenhandels macht, zu zerſtreuen. Denn im erſten Halb⸗ 
jahr 1935 hat die Einſuhe Polens 416,3 Mill., die Ausfuhr 
442,6 Mill. Zloty, der Aktivſaldo alſo 26,3 Mill. Zloty be⸗ 
tragen, während er in der gleichen Zeit des Vorjahres noch 
eine Höhe von 81,3 Mill. Zloty erreichte. Im ganzen iſt der 
polniſche Außenhandel noch aktiv, doch iſt der Saldo 
ganz erheblich eee Man 
befürchtet nun in Warſchau nicht ohne Grund, daß es ſich bei 
dieſem Rückgang des Aktivſaldos nicht um eine vorüber⸗ 
gehende Erſcheinung handelt; man rechnet vielmehr damit, 
daß der polniſche Außenhandel in Zukunft, wenn auch nicht 
dauernd paſſiv werden, ſo doch keine nennenswerten Ueber⸗ 
chüſſe mehr abwerfen wird. Dieſe Tendenz einer fort⸗ 
N Angleichung der Ausfuhr⸗ an die Einfuhrwerte 
wird durch die ſich immer mehr einbürgernde Praxis des 
Kompenſationshandels bei den Staaten be⸗ 
günſtigt, die für den polniſchen Außenhandel beſonders 
wichtig ſind. Deutſchland 0 durch ſeine Deviſenlage 
gezwungen, die Höhe ſeiner Einfuhr aus Polen der Höhe 
feiner usfubr dorthin anzupaſſen. Der Handelsvertrag mit 
England hat nicht zu der von Warſchau erhofften Steige⸗ 
rung der polniſchen Ausfuhr geführt, ſondern im Gegenteil 
eine Verringerung des bis dahin recht beträchtlichen 
polniſchen Aktivſaldos im Handelsverkehr mit England zur 
Folge gehabt. Rußland ſcheint der polniſchen Ausfuhr 
keine erheblichen Möglichkeiten zu bieten, da die polniſche 
Wirtſchaft nicht in der Lage iſt, die von den Sowjets ge⸗ 
Bean langfriſtigen Lieferungskredite zu gewähren. Auch 

rankreich bietet mit ſeiner Kontingentpolitik dem 
polniſchen Handelspartner wenig Gelegenheit, einen Aus⸗ 
fuhrüberſchuß zu erzielen. Aehnlich liegen die Verhältniſſe 
beim polniſchen Handelsverkehr mit anderen europäiſchen 
Ländern. Dieſe Entwicklung hat die Aufmerkſamkeit der 
olniſchen Wirtſchaftskreiſe in zunehmendem Maße auf die 
Sören der Ausfuhr nach überſeeiſchen 


Gebieten gelenkt. Im Verkehr mit dieſen Gebieten iſt 
der Pd: Außenhandel feit jeher in hohem Maße paſſiv. 
Nach den Vereinigten Staaten z. B. hat Polen im Jahre 
1933 für nur 1,6 Mill. Zloty Waren ausgeführt, von dort 
aber für 13,3 Mill. Zloty bezogen. Es bleibt fraglich, ob 
es Polen gelingen wird, auf den überſeeiſchen Märkten 
gegenüber der ſtarken Konkurrenz anderer Staaten Raum 
zu gewinnen. 

Eine weitere Droſſelung der polniſchen Einfuhr kommt 
kaum noch in Frage. Im Gegenteil ſteht Polen, wenn es 
ſeine Induſtrie wieder ſtärker in Gang bringen will, vor der 
Notwendigkeit, ſeine Einfuhr zu ſteigern, 
da es induſtrie wichtige ausländiſche Roh⸗ 
ſtoffe braucht. Unter dieſen Umſtänden läßt ſich eine 
Paſſivität der polniſchen Handelsbilanz nur durch eine 
Steigerung der Ausfuhr vermeiden, ſoweit nicht etwa in⸗ 
ländiſche Erſatzrohſtoffe hergeſtellt werden können. 
a aber befindet ſich Polen in einer wenig glücklichen 
Lage. Denn auf der einen Seite gehen die Preiſe der Roh⸗ 
ſtoffe und landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, die Polen in der 
Hauptſache aus führt, im Laufe der letzten Jahre ganz 
empfindlich zurück, auf der anderen Seite aber ſteigen die 
Preiſe derjenigen Waren, die Polen ein führen muß. So 
ſind z. B. die Preiſe für Wolle, Baumwolle, Alteiſen und 
Rohleder von 1933 auf 1934 zum Teil ganz beträchtlich in 
die Höhe gegangen, während die Preiſe für Kohle, Holz, 
9 Eier, Butter uſw. in der gleichen Zeit geſunken ſind. 

ie polniſche Handelsbilanz ſteht demnach 
unter dem doppelten Druck ſich verringern⸗ 
der Ausfuhr möglichkeiten und ſinkender 
Exportpreiſe. Es wird erheblicher Anſtrengungen 
bedürfen, um zu verhindern, daß fie dauernd paſſiv wird. 
Mit der Aktivität der Handelspolitik hängt eng die Feſtig⸗ 
keit der polniſchen Währung zuſammen. Deren Feſtig⸗ 
keit war während der letzten Jahre, in denen der Außen⸗ 
handel für Polen ſtark aktiv war, nicht zu bezweifeln; ſie 
wird jedoch problematiſch, wenn im polniſchen Außenhandel 
die Tendenz eines Ausgleichs zwiſchen Ein- und Ausfuhr 
andauert, die ſich in der erſten Hälfte dieſes Jahres bemerk⸗ 
bar gemacht hat. 


Oſtland⸗ Chronik 


Die deulſch-polniſchen Wirkſchaflsverhandlungen 
Die polniſche Preſſe bekundet ein ziemlich lebhaftes In⸗ 
tereſſe an dem Sorigang der Wirtfchaftsverhandfungen mit 
Deutſchland. Dieſe Verhandlungen find noch nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gekommen. Nachrichten hierüber ſickern nur ſpärlich 
durch. Es hat jedoch den Anſchein, als ob ſie zu einer weiter⸗ 
gehenden Einigung gischen wollten, als man noch zur Zeit 
des Beſuches des polniſchen Außenminiſters in Berlin anzu⸗ 
nehmen geneigt war. Nach verſchiedenen Andeutungen der 
polniſchen Preſſe zu urteilen, hat man ſich auf polniſcher 
Seite mit dem Gedanken befreundet, daß ſich der Warenaus⸗ 
tauſch mit Deutſchland nur auf der Grundlage der Gegen⸗ 
ſeitigkeit weiter entwickeln kann. Nach polniſchen Zeitungs⸗ 
meldungen wird u. a. mit Ausſicht auf Erfolg über die Ab- 
nahme eines beſtimmten Schweinekontingentes 
durch Deutſchland verhandelt. Ebenſo ſoll auf deutſcher 
Seite die Bereitſchaft beſtehen, größere Mengen polniſchen 
Holzes aufzunehmen. Vertreter der polniſchen Holzindu= 
1 haben ſich vor einiger Zeit in Berlin aufgehalten. 
Weiter heißt es, daß auf deutſche Anregung hin eine grund— 
ſätzliche Einigung über die Verlängerung des 
Roggenabkommens zuſtandegekommen iſt; das Ab⸗ 
kommen bezieht ſich auf die Roggenausfuhr Deutſchlands 
und Polens nach dritten Märkten. Intereſſant iſt die Mel⸗ 
dung einer polniſchen Zeitung, wonach Deutſchland mit der 
Bezahlung des Tranſitverkehrs durch den 
Korridor ſeit einiger Zeit im Rückſtand ſein und Zahlung 
in Waren angeboten haben ſoll. Der Gedanke iſt nicht ſchlecht. 
Die Hauptſchwierigkeiten für die Verhandlungen ſind nach 
wie vor die deutſche Deviſenbewirtſchaftung und die geringe 
Aufnahmefähigkeit des polniſchen Marktes für deutſche 
Induſtrieerzeugniſſe. 


Hafen von 1 gab die „Königsberg“ 
Ehrenſalut von 


Kreuzer Königsberg in Gdingen 

Am 21. au lief der deutſche Kreuzer „Königs 
berg“ in den Gdingener Hafen ein. Es iſt das erſte Mal, 
daß ein deutſches Kriegsſchiff — in Erwiderung des kürz⸗ 
lichen Beſuches der beiden polniſchen Kanonenboote „Wicher“ 
und „Burza“ im Reichskriegshafen Kiel — den polniſchen 
Hafen beſucht. An der Dreimeilengrenze wurde der deutſche 
Kreuzer von einem polniſchen Kanonenboot empfangen. Im 
den üblichen 
1 Schüſſen ab, der von dem polniſchen 
Kaſernenſchiff „Baltyk“ erwidert wurde. Der deutſche Mili⸗ 
tärattache in Warſchau, General Schindler, begab ſich in 
Begleitung des erſten Botſchaftsrates, Schliep, und des 
deutſchen Generalkonſuls von Küchler (Thorn) zur Be⸗ 
grüßung an Bord. Es folgten die Beſuche des Kommandan⸗ 
ten der „Königsberg“ im Gdingener Kriegsmarineamt und 
des Kommandeurs der polniſchen Flotte, des Konteradmirals 
von Unruh, an Bord des deutſchen Schiffes. Der Auf⸗ 
halt in Gdingen währte drei Tage. Die polniſche Preſſe be⸗ 
ſchäftigte ſich eingehend mit dem deutſchen Beſuch. Das In⸗ 
tereſſe der Bevölkerung Gdingens für das Kriegsſchiff und 
ſeine Beſatzung war groß. Viele Tauſende fanden ſich zur 
Beſichtigung ein. Der Empfang, der den deutſchen Offizieren 
in Warſchau bereitet wurde, war, ſoweit das in der Politik 
möglich iſt, herzlich. 

Es hat aber auch nicht an anderen Stimmen gefehlt. So 
ſchrieb der nationaldemokratiſche „Kurier Poznanski“: „Wir 
haben mehr Glauben daran, daß auf ruſſiſcher Seite 
weniger Haß uns gegenüber vorhanden iſt (als auf 
deutſcher). Wir empfangen die deutſchen Gäſte zwar mit der 
entſprechenden Courtoiſie und Gaſtfreund⸗ 
ſchaft, wir entſprechen damit aber nur den Forma⸗ 
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litäten und richten uns weniger nach dem Gefühl der 
Freundſchaft. Wir ſollen mit Freundlichkeit auf die 
deutſche Kriegsflagge ſchauen, unter welcher 
die preußiſchen Regimenter das polniſche 
Land verwüſteten? Wie ſoll man glauben, daß mit 
der Unterzeichnung irgendeines Aktes oder mit der Ab— 
ſtattung irgendeines Beſuches der 1 ind ſich in einen 
herzlichen und oder gar in einen Verbündeten verwan— 
delt?“ Soweil der „Kurjer Poznanski“. Zur Sache wäre dazu 
zu bemerken, daß die preußiſchen Regimenter, deren Flagge 
das polniſche Hetzblatt beſchimpft, das polniſche Land 
von der ruſſiſchen Herrſchaft befreit haben. 
Hunderttauſende deutſcher Soldatengräber in Polen ſind 
dafür der Beweis. Wenn das den Leuten des Poſener 
„Kurier“ entgangen iſt, ſo liegt das entweder an ihrer 
mangelnden Auffaſſungsgabe oder an einem Mangel an 
anſtändiger Geſinnung. Wahrſcheinlich an beidem. Weiter: 
Der „Kurier“ ſpricht von Courtoiſie und Gaſtfreundſchaft. Er 
hat wohl die Abſicht, die polniſche Courtoiſie dadurch unter 
Beweis zu ſtellen, daß er die Anweſenheit deutſcher Offiziere 
und Soldaten in Polen dazu benutzt, deren Flagge zu be= 
ſchimpfen. Deutſcherſeits kann man ihm für die Offenherzig⸗ 
keit, mit der er ſeine Auffaſſung von Anſtand uſw. bekundet, 
nur danken. Ihm wegen dieſes ſchlechten Benehmens, das 
nicht dem deutſchen, ſondern dem polniſchen e ſchaden 
kann, eine Zurechtweiſung zuteil werden zu laſſen, iſt nicht 
die Aufgabe deutſcher, ſondern polniſcher 


Militärbefud aus Polen 

Auf Einladung des Oberbefehlshabers der Wehrmacht, 
Generaloberſt von Blomberg, trafen am 23. Auguſt fünf 
polniſche Offiziere unter Führung des General⸗ 
majors Nutrzeba, des Direktors der polniſchen Kriegs- 
akademie, in Dresden ein. Sie nahmen an Uebungen des 
Infanterie-Regiments Dresden und des Artillerie-Regiments 
Dresden teil und beſichtigten dann Kaſernenanlagen und das 
Armee⸗Muſeum. 


Ein Wappen für Gdingen 

In Gdingen ſoll jetzt ein Stadtwappen eingeführt wer⸗ 
den, für das verſchiedene Vorſchläge gemacht worden find. 
Die meiſte Ausſicht auf Annahme hat bisher ein Projekt, das 
ein glattes Plagiat des Danziger Wappens dar⸗ 
ſtellt, nämlich ae rotem Grunde zwei übereinanderſtehende 
weiße Adler, genau angeordnet wie die Kreuze im Danziger 


tellen. 


Wappen, und darüber dieſelbe goldene Krone, wie ſie im 


Danziger Wappen iſt. Durch die Aehnlichkeit der Wappen 
ſoll angeblich „die hiſtoriſche und wirtſchaftliche Verbindung 
der beiden polniſchen Fenſter zur See“ unterſtrichen werden. 
Man kann das auch als Mangel an eigenen Einfällen 
bezeichnen. 


Joppol. das Danziger MWeltbad 

f Verſchiedentlich iſt in der reichsdeutſchen Preſſe davon 
die Rede geweſen, daß der Kurort Zoppot in dieſem 
Sommer beſonders ſtark von Juden überlaufen ſei. Das iſt 
glücklicherweiſe nicht der Fall. Wohl gibt es in Zoppot zahl⸗ 
reiche ausländiſche Kurgäſte, neben den Reichsdeutſchen, die 
natürlich weit überwiegen, vor allem Skandinavier und 
Polen. Die Juden treten unter ihnen nicht beſonders hervor. 
Und vor allem verrät ſowohl die Kurverwaltung wie die Be— 
völkerung Zoppots nicht die geringſte Neigung, ausgerechnet 
auf die hier und da auftretenden jüdiſchen Kurgäſte irgend— 
welche hejondere Rückſicht zu nehmen. Es iſt durchweg dafür 
geſorgt, daß ſich alle anderen Gäſte dort erheblich wohler 
fühlen als gerade die Juden. Nachrichten, die von einem in 
dieſem Jahre beſonders auf die Nerven fallenden jüdiſchen 
Andrang in Zoppot erzählen, ſind geeignet, dieſem Kurort 
und damit dem deutſchen Danzig zu ſchaden, indem ſie u. U. 
reichsdeutſche Arlauber dazu veranlaſſen, Zoppot zu meiden. 
Je mehr Deutſche, die eine bewußte und feſte Einſtellung zur 
Raſſenfrage haben, nach Zoppot und in die anderen Danziger 
Bäder gehen, um jo weniger Luſt werden die Juden ver⸗ 
ſpüren, ſich dort blicken zu laſſen. Nur dann, wenn Zoppot 
von den Deutſchen ſelber nernachläſſig: wird, wird es eine 
beſondere Anziehungskraft auf die Juden (und übrigens 
auch auf die Polen) ausüben können. 


Aukoſtraße deulſche Landesgrenze Warſchau 
Die vom ſtaatlichen polniſchen Wegebaufonds in 
Ausſicht genommenen Wegebauarbeiten ſehen den Neu bau 
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ſchenkt, und mit großer Achtung 


einer Autoſtraße von der deutſch⸗polniſchen 
Landesgrenze über Poſen und Lodz bis 
Warſchau vor. Auf dieſe Weiſe würde Warſchau eine 
Autoverbindung mit Berlin und dem Weſten Europas er— 
halten. Mit den Bauarbeiten auf dem Abſchnitt 
Poſen — Schroda wurde bereits begonnen. Daneben 
iſt auch der Neubau einer Strecke von Gdingen 
nach Oſtoberſchleſien, die die Wojewodſchaft 
Pommerellen und Poſen in nordſüdlicher Richtung durch— 
ſchneidet, in Angriff genommen worden. 


Ein Urteil über Dr. Pant 

Vor kurzem erſchien ein polniſches Buch über „Die 
Kämpfe um das Teſchener Schleſien in den Jahren 1914 bis 
1920“. Sein Verfaſſer iſt ein Pole namens Klemens 
Matuſiak, der fi rühmt, von den Deutſchen den Bei— 
namen „die wilde Beſtie“ erhalten zu haben. Auf Seite 136 
ſeines Buches gibt Matuſiak die Erinnerungen eines Haupt⸗ 
manns namens Pawel Kantor wieder. Es heißt dort: 
„Damals kam auch ich als Offizier zum erſtenmal an eine 
ſichere Stelle. Ich kam nach der Kommandantur des Sturm— 
bataillons der 12. Diviſion. Adjutant dieſes Bataillons war 
Dr. Pant, gegenwärtig Abgeordneter im Schleſiſchen 
Sejm. Dieſer Mann hat die Slawen auf Schritt 
und Tritt bevorzugt, feine befondere 
Sympathie den polniſchen Offizieren ge» 
iſt er den Legionären 
begegnet. Bei den Anſprachen im Kaſino hat er die 
Preußen in ſcharfer Weiſe gebrandmarkt, 
und man konnte herausfühlen, daß er ſie im Herzen 
gehaßt hat. Darüber können Bände geſchrieben werden, 
aber das gehört nicht hierher. Ich wollte Dr. Pant nur er⸗ 
wähnen, weil er mir nach dem Abzug der Legionäre eine 
größere Anzahl abgeſtempelter Fahrſcheine für die Haupt⸗ 
verbreiter der Desorganiſation gegeben hat, die nach der 
Heimat fuhren, um dort eine Maſſendeſertion 
aus dem öſterreichiſchen Heere vorzube- 
reiten.“ Es 590 ſich hier um denſelben Dr. Pant, der 
jahrelang eine ſehr maßgebliche Rolle im oſtoberſchleſiſchen 
Deutſchtum geſpielt hat, der ſeit etwa anderthalb Jahren das 
im Emigrantenton gehaltene Hetzblatt „Der Deutſche in 
Polen“ herausgibt, deſſen krankhafter politiſcher Katholizis⸗ 
mus ſich als ein erheblicher Störungsfaktor im Deutſchtum 
Polens erwieſen hat. Man kann es verſtehen, daß ſich der 
Pole, der obige Worte geſchrieben hat, ſehr kühl und deutlich 
von dieſem Manne diſtanziert. 


„Gott mit uns“ 

Der Arbeiter Karl Kaczmarczyk, der beim 
Bahnbau Rybnik—Pleß beſchäftigt iſt, fiel dem techniſchen 
Leiter Muſiolik vor kurzem dadurch unangenehm auf, 
daß er ein altes deutſches Militärkoppel mit 


der Aufſchrift „Gott mit uns“ trug. Muſiolik forderte den 


Arbeiter auf, das Koppel abzulegen. Als Kaczmarczyk dieſer 


Aufforderung nicht nachkam, einmal weil er glaubte, Mu⸗ 
ſiolik habe nur einen blöden Witz gemacht, und dann, weil er 


das Koppel brauchte, um ſeine Hoſen oben zu halten, wurde 
er auf der Stelle entlaſſen. Muſiolik ſollte einmal 
ſeine Hoſenknöpfe unterſuchen, ob da nicht vielleicht noch 
„Made in Germany“ drauf ſteht. 


Deulſcher Betriebsrat entlajjen 
Der deutſche Volkstumsangehörige Franz Lehnart, 
der dem Betriebsrat der Friedenshütte angehört, 
wurde am 16. Auguſt friſtlos entlaſſen, weil er ſich 
geweigert hatte, der Lebensverſicherung der „Föderation 
der polniſchen Verbände der Vaterlandsverteidiger“ bei⸗ 
zutreten. Die Entlaſſung erfolgte auf Grund des § 123 
bſ. 5 der Gewerbeordnung, der folgenden Wortlaut hat: 
„Friſtloſe Entlaſſung kann erfolgen, wenn ſich Arbeiter 
Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeit⸗ 


geber oder feine Vertreter oder gegen Familienangehörige 


des Arbeitgebers oder ſeiner Vertreter zuſchulden kommen 
laſſen.“ Davon, daß Lehnart ſich eines Verſtoßes gegen 
dieſen Paragraphen ſchuldig gemacht hat, kann keine Rede 
ſein. Lehnart hat lediglich den Beitritt zu der Verſicherung 
eines Verbandes abgelehnt, der ihn nichts angeht. Franz 
Lehnart hat als Mitglied des Betriebsrates die Belange 
ſeiner deutſchen Arbeitskameraden vertreten. Hierin iſt 
wohl der eigentliche Grund für feine Entlaſſung zu ſuchen. 


Die Belegſchaft hat durch den polniſchen Vorſitzenden 
des Betriebsrates gegen das anmaßende Verhalten des 
Betriebsleiters Goſzinſki ſchärfſten Einſpruch erhoben. 
Jlöze werden umgekauft 

Die Kohlenflözeimoberſchleſiſchen Berg⸗ 
baurevier ſind bekanntlich nach den Namen verdienter 
deutſcher Pioniere des Bergbaus benannt. Daran wird 
Anſtoß genommen. Nach Meldungen der polniſchen Preſſe 
haben ſich verſchiedene Grübenverwaltungen bei der polniſchen 
Bergbehörde dafür eingeſetzt, daß die bisherigen 
deutſchen Bezeichnungen der Flöze ab⸗ 
geſchafft werden. Offenbar fühlen ſich die neuen Herren, 
die in den betreffenden Grubenverwaltungen ſitzen, durch 
die Namen der deutſchen Bergpioniere allzu ſehr an die 
Fragwürdigkeit ihrer eigenen Verdienſte um die Entwicklung 
des aberſchleſiſchen Bergbaus erinnert. 


Coppernicus mit dem Hakenkreuz 

In der „Polska Zbroina”, im „Dziennik Poznanski“ und 
im „Dziennik Ostrowski“ vom 1. Auguſt ift die Karikatur 
eines Coppernicus⸗-Denkmals erſchienen: Der 
große Denker mit einem preußiſchen Helm auf dem Kopfe 
hätt, einen. Ialols in. dor. Hand, auf, dm. das Hakenkreua, 
prangt. Ueberſchrift: „Coppernicus wieder mal ein 
Deutſcher.“ Bilderklärung: „Der deutſche Verlag Propyläen⸗ 
Verlag, der eine Abteilung von Ullſtein ii gibt ein vier⸗ 
bändiges Nachſchlagewerk heraus, wo Veit Stoß (Wit 
Stwosz), Coppernicus und Peſtalozzi als Deutſche erſcheinen.“ 
Hierzu ſchreibt Dr. Kurt Lück-Poſen im „Poſener Tage⸗ 
blatt“: Wir weiſen den „Dziennik Poznanski“ noch auf andere 
Angriffsmöglichkeiten hin: - 

1. In der vom polnischen Weſt marken verein im 
eigenen Verlage herausgegebenen Broſchüre „Ueber den 
deutſchen Einfluß auf die polniſche Kultur“ (O wplywie nie- 
mieckim na kulture polska) heißt es auf Seite 5: „. . . Nico⸗ 
laus Coppernicus, aus einer deutſchen, aber Polen 
treuen Familie.“ (... Mikolaj Kopernik 2 niemieckiei, ale 
wiernej Polsce rodziny pochodzacy.“) 

2. In der der polniſchen kulturellen Auslandspro 
anda dienenden, in franzöſiſcher Sprache erſcheinen 
e d „Pologne Littéraire“ 1933, Nr. 80/1, S. 4, wird 
eit Stoß ein „sculpteur alle man d, né à Nuremberg“ (ein 
deutſcher Bildhauer, geboren in Nürnberg) genannt. 
Und der Poſener Kunſthiſtoriker S. Detloff hat in ſeiner 
letzten Arbeit: „Die Quellen der Kunſt des Veit Stoß“ („U 
zrödel sztuki Wita Stwosza“), Warſchau 1935, S. 57/8 end: 
gültig mit der Legende des polniſchen „Wit Stwosz“ auf⸗ 
geräumt. 

Ueber die Beweisführung mögen die Herren Redakteure, 
die ſich in der Veit⸗Stoß⸗Frage noch in geſchichtlichen Ge⸗ 
dankengängen des vorigen Jahrhunderts bewegen, ſelber in 
Detloffs Arbeit nachleſen. Und Peſtalozzi? ... Laſſen wir 
ihn in Ruh’, damit nicht eine neue deutſch⸗polniſche Streit⸗ 
frage entſteht! Der „Dziennik Poznanski“ aber möge nicht in 
die Ferne ſchweifen, denn das Gute liegt doch ſo nah. 


Der polniſche Pinſel 
Seit längerer Zeit ſchon iſt wieder eine neue polniſche 
Aktion gegen den deutſchen Beskiden verein Bielitz 
im Gange. Diesmal geht es um die Markierungstafeln, die 
der Verein im Gebiet des Klimczok, der Magora, des Joſefs— 
berges mit dem Hanslik, des Skrzyczne, der Lipowſka und 
der Babiagora angebracht hat. Mehrere Jahrzehnte vor dem 
Kriege ſchon, als es in dieſem Gebiet noch keine anderen, vor 
allem keine polniſchen Touriſtenvereine, gab, hat der deutſche 
Beskidenverein mit der touriſtiſchen Erſchließung dieſes Ge- 
birgslandes begonnen. Welche Arbeit er dort geleiſtet hat, 
das kann man aus der Tatſache entnehmen, daß er fa ſt 
ein halbes Jahrhundert lang über 300 km 
Markierungen angelegt und unterhalten 
a Perſchiedenen polnischen Touriſtenvereinen, die erſt 
ahrzehnte ſpäter entſtanden und für die die Arbeit des 
deutſchen Vereins in vieler Hinſicht Vorbild war und auch 
noch heute iſt, ſcheinen die Markierungen des Beskiden⸗ 
vereins ein Dorn im Auge zu ſein. Seit längerer Zeit wer⸗ 
den auf Anregung und mit Wiſſen dieſer polniſchen Vereine 
die ag to fl v., un. d. M. or Hier un a ſt, a ng n. 
des deutſchen Vereins zerſtört und ver⸗ 
ſchmiert. In einem Bericht des Beskidenvereins über 


As 
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dieſe Vorgänge heißt es u. a.: „Zunächſt traten im Babia= 
goragebiet die Tafelſtürmer auf den Plan. Die Orientie— 
rungstafeln, die böswillig zertrümmert wurden, die Markie— 
rungsſtaͤngen, die — obgleich lebenswichtig — beſeitigt 
wurden, ſind nicht zu zählen. Die auf der tſchechiſchen 
Seite oom Beskidenverein Bielitz immer noch erhaltenen 
Markierungen ſind bis auf den heutigen Tag 
vollkommen unangetaſtet geblieben. Ein Mar: 
tyrium iſt die Arbeit des Beskidenvereins auf der Babiagora 
ſeit etlichen Jahren. Kaum aufgeſtellt, wurden die Markie- 
rungstafeln entfernt. .. . Mit einem Eifer, der einer 
beſſeren Sache würdig wäre, ſoll alles, was an den Beskiden⸗ 
verein auf der Babiagora erinnert, ausgemerzt werden.... 
Im Jahre 1934 ſetzte eine ähnliche Tätigkeit im Gebiete des 
Hanslik ein. Hier unterhielt der Beskidenverein ſeit etwa 
40 Jahren mit Zuſtimmung der Grundherren die Marties 
rung Biala—Hanslik und Straconka —Porombka. Ueber 
Nacht ſozuſagen, ohne ſich mit dem Beskidenverein ins Ein⸗ 
vernehmen zu lee hat die Sektion Biala des (polniſchen) 
Tatravereins dieſe Markierungen „übernommen“ übermalt 
und — abweichend von den Karten des militärgeographiſchen 
Inſtituts — durch Tafeln als jeine eigenen bezeichnet.“ Ein 
Urteil über die beſondere Art von fportlicher Geſinnung, die 
nach siéſen und anderen Vorgängen zu urteilen — in den 
Reihen der polniſchen „Touriſtenvereine“ zu Hauſe iſt, kann 
ſich danach jeder Kode bilden. Anſtatt ſelbſt etwas zu en 
zerſtören dieſe „Touriſtenvereine“ das, was von. deutlicher 
Seite geleiſtet worden iſt, oder geben es mit Hilfe von ein 
weni Farbe als ihre eigene Leiſtung aus. Das Uebermalen 
und Zerſtören der Wegemarkierungen iſt ſchließlich nur ein 
kleines Abbild deſſen, was in Polen ſeit jeher in größtem 
Ausmaß geſchieht. Ob es ſich um eine Wegetafel oder um 
Coppernicus oder um ein oſtoberſchleſiſches Induſtriewerk 
en — der Geiſt, der die Leute mit dem polnifchen 

arbenpinſel beherrſcht, iſt immer derſelbe. 
Die Volkspartei platzt auseinander 

Im Jahre 1930 ſchloſſen ſich die drei bäuerlichen 

Parteien, der „Piast“, die „Wyzwolenie“ und der „Bauern- 
bund“, zur Volkspartei zuſammen. Diele Partei ſteht 
in Oppoſition dur Regierung. Im Juli beſchloß ihr Kongreß 
die Nichtbeteillgung an den kommenden Wahlen. Einige 
Wochen darauf aber traten 15 führende Mitglieder von dem 
Beſchluß, dem ſie kurz zuvor noch zugeſtimmt hatten, wieder 
zurück und ſetzten ſich plötzlich für die Wahlbeteiligung der 
polniſchen Bauernſchaft ein. Sie hatten ſich mit maß⸗ 
gebenden Männern des Regierungsblockes, die früher ſelber 

ur Wyzwolenie-Gruppe gehört hatten, unter der Hand in 

erbindung geſetzt, um ſich einige der einträglichen Abgeord⸗ 
netenmandate zu ſichern. Zu der Zukunft der Volkspartei 
haben ſie offenbar kein Zutrauen mehr. Es wurden ihnen hin⸗ 
ſichtlich der Sejimmandate auch ziemlich weitgehende Zuſagen 
gemacht. Doch erlebten die „Sezeſſioniſten“ eine Ent» 
täuſchung. Die ihnen gemachten Zuſagen ſind nicht gehalten 
worden. Auf der Kandidatenliſte für den Sejm ſind ſie 
nur mit drei Namen vertreten. Sie haben ſich zwiſchen zwei 
Stühle geſetzt. Die oppoſitionelle Bauern: 
front aber haben ſie durch ihren Abfall 
auseinandergeſprengt. Es handelt ſich bei den 
Sezeſſioniſten um Leute der radikalen Wyzwolenie-Gruppe, 
deren Beſtrebungen ſich weitgehend mit denen der klein— 
bäuerlichen Vertreter im Regierungsblock decken. 


Neue deutihe Militäruitadyes 

Der deutſche Militärattache in Warſchau, General 
von Schindler, wird in nächſter Zeit feinen Poſten ver⸗ 
laſſen; er wird im Reichsheer weitere Verwendung finden. 
An ſeine Stelle ſoll Oberſt von Studnitz nach Warſchau 
gehen. — Der bisherige Militärattahe in Moskau, 
Oberſt Hartmann, der in derſelben Eigenſchaft auch in 
Kauen akkrediert war, iſt von ſeinem Poſten abberufen 
worden. Er findet gleichfalls im Reichsheer Verwendung. 
Sein Nachfolger iſt General der Kavallerie von Köſtring. 


Iunmuumumumem meu 


Mit dem Serdienſt 
art, Btwuveff ts. 
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Elga Kern macht ſich unbeliebt 


Es hat eine Zeit gegeben (ſie iſt auch heute noch nicht 
ganz überwunden), da liebten es die Polen, ſich dem 
deutſchen Schrifttum gegenüber auf die El 
Jüdin Elga Kern zu berufen, die fi) im Verein mit 
Friedrich Wilhelm Förſter, Hello von Gerlach und Genoſſen 
ſeinerzeit für befugt hielt, die deutſche Oeffentlichkeit über 
Polen, „wie es wirklich iſt“, zu unterrichten. Zur Zeit des 
Umſturzes in Deutſchland war Elga Kern gerade wieder 
einmal in Polen; ſie hat es vorgezogen, als Emigrantin in 
Polen zu bleiben. Es iſt ihr ſeitdem nicht beſonders gut 


e Die polniſchen Stellen, mit denen ſie vorher zu⸗ 


ſammengearbeitet hatte, konnten fie jetzt, da ihrer litera= 
riſchen Tätigkeit in Deutſchland der nötige Reſonanzboden 
fehlte, nicht mehr gebrauchen. Hin und wieder drückte man 
ihr „in Anerkennung früherer Verdienſte“ noch etwas 
Taſchengeld in die Hand. Hin und wieder erſchien auch noch 
ein Aufſatz von ihr in der polniſchen Preſſe. Die ſtark jüdiſch 
beeinflußte polniſche Literaturzeitſchrift „Wiadomosci Lite- 
rackie“, die der Regierung nahe ſteht, hielt es für angebracht, 
der aus Deutſchland emigrierten Jüdin ihre Förderung zu⸗ 
teil werden zu laſſen. Vor einiger Zeit ſchrieb Elga Kern nun 
ein Buch unter dem Titel „Marja Pilſudka — die 
Mutter des Marſchalls“. Das Buch kam zunächſt in 
deutſcher Sprache heraus. Die geſchäftstüchtige Jüdin hatte 
es nicht für nötig gehalten, ſich vor oder während der Ab⸗ 
eiter Beal Buches mit dem Marſchall ſelbſt oder einem 
einer Beauftragten in Verbindung zu ſetzen. Ihre mangelnde 
Sachkenntnis erſetzte ſie durch echt jüdiſchen Schmus. Von 
der polniſchen Kritik iſt das Buch z. T. mit berechtigter Ent⸗ 
rüſtung abgelehnt worden. Bei dem deutſchſprechenden 
Publikum hat es anſcheinend keinen lohnenden Abſatz ge— 
funden, weshalb es Elga Kern wohl für angezeigt hielt, auch 
noch eine polniſche leberſetzung erſcheinen zu laſſen. 
Die Ueberſetzung wurde von einer Beamtin des Heeresbüros, 


Nowaczynſka, beſorgt. Und die Herausgabe dieſes 
albernen Machwerkes wurde vom Verlag der Heereshaupt- 
buchhandlung inge 

Die ganze Angelegenheit hatte ſchließlich noch ein 
gerichtliches Nachſpiel. Die Ueberſetzerin No⸗ 
waczynſka ſollte für ihre Arbeit ein Honorar von 300 Zloty 
erhalten. Die Ueberſetzung iſt keine leichte Arbeit geweſen, 
denn es waren dabei eine Maſſe geradezu kandalöſer ſach⸗ 
licher Fehler der Verfaſſerin richtig zu ſtellen. Als das pol⸗ 
niſche Buch erſchienen war, weigerte ſich Elga Kern plötzlich, 
die vereinbarten 300 Zloty zu zahlen. Sie wurde verklagt, 
erſchien jedoch nicht vor Gericht, ſondern ſchrieb einen Brief, 
in dem fie ſich in abfälliger Weiſe über die Ueberſetzerin aus> 
ſprach und ſich dann ſchließlich zu der Bemerkung verſtieg. 
für die Ueberſetzerin ſei es eine Ehre geweſen, mit ihr, der 
Elga Kern, zuſammenarbeiten zu dürfen, und es ſei eine 
Dreiſtigkeit, für dieſe Ehre auch noch eine Entſchädigung zu 
verlangen! Elga Kern wurde natürlich zur Zahlung des 


Honorars und zur Tragung der Gerichtsfoften verurteilt. 


Außer den jungen Männern, mit denen die alternde Jüdin 
gern die Warſchauer Nachtlokale beſucht, wird kaum jemand 
dieſe berechtigte Abfuhr bedauern. Für die jüdiſchen Kultur⸗ 
bolſchewiſten um die „Wiadomosci Literackie“ bedeutet die 
Honorarangelegenheit eine peinliche Panne. In der national⸗ 
demokratiſchen Preſſe ſind bei dieſer Gelegenheit noch einige 
andere Fälle angeführt worden, in denen Elga Kern durch 
ihre literariſche Tätigkeit und ihr geſchäftliches Verhalten 
gleichfalls unliebſames Aufſehen erregt hat. Die begründete 
Empörung der polniſchen Oeffentlichkeit iſt ein zwar ſpäter, 
aber doch recht bemerkenswerter Kommentar zu dem Buche, 
das die Kern vor einigen Jahren über Polen geſchrieben hat, 
und das damals von polniſcher Seite gern gegen das deutſche 
Schrifttum herausgeſtellt wurde. Man konnte es ſogar auf 
den polniſchen Konſulaten als Reiſelektüre erhalten. 


Litauiſche Geſchichten von heute 


In der Nacht vom 17. zum 18. Auguſt wurden in ganz 
Litauen Aufrufe der litauiſchen Bauernſchaft 
angeſchlagen. Darin wird Mitgliedern der Kauener Regie⸗ 
rung zum Vorwurf gemacht, daß ſie nichts für die Bauern 
tun, ſich auf deren Koſten perſönlich bereichern und ihr er⸗ 
8 Vermögen dann ins Ausland verſchieben. Die 

auernſchaft, heißt es weiter, habe nicht die Abſicht, mit der 
Waffe gegen die Regierung vorzugehen. Sie ſei aber ent⸗ 
ſchloſſen, durch einen Lieferſtreik die Städte auszuhungern 
und auf dieſe Weiſe die Regierung zum Nachgeben zu 
zwingen. Nur die Wiederherſtellung normaler 
ei ee Beziehungen um Deutſchen 

eich könne die Lage der litauiſchen Bauernſchaft beſſern. 

Dem Streikbeſchluß iſt, wie es ſcheint, vor allem im ſüd⸗ 
lichen Litauen Folge geleiſtet worden. Dort hielten die 
Bauern die nach Kauen führenden Straßen in weitem Um⸗ 
kreis beſetzt und verhinderten die Lebensmittelzufuhr in die 
Hauptſtadt. Es machten ſich daraufhin ſehr bald erhebliche 
Schwierigkeiten in der Verſorgung Kauens mit lebensnot⸗ 
wendigen Waren, beſonders mit Milch, bemerkbar. Ueber 
verſchiedene Landesteile wurde der Aus nahmezuſtand 
verhängt. Gegen die rebellierenden Bauern wurde mehr⸗ 
fach Militär und Polizei eingeſetzt. Bei einem der Zus 
ſammenſtöße gab es am 27. Auguſt drei Tote. Ein 
Polizeibeamter wurde durch Steinwürfe getötet; zwei 
Bauern wurden erſchoſſen. Das litauiſche Regierungsblatt 
„Lietuvos Aidas” führt die Unruhen auf kommuniſtiſche 
Verhetzung zurück. Man kann den Leuten in Kauen zu 
ihren bolſchewiſtiſchen Bundesgenoſſen gratulieren. Wer 
vom Juden ißt, ſtirbt daran. j 


Am 27. Juli jtarb der durch feine Deutfchenfeindfchaft 
bekannte Pfarrer Valentin Gailius. Er war ein 
Bruder des derzeitigen illegalen Oberbürgermeiſters von 


Memel. Er wurde 1887 im Kreiſe Pogegen geboren, beſuchte 


das Gymnaſium in Tilſit und ſtudierte mit Hilfe eines 
deutſchen Stipendiums in Königsberg, — woraus 
er dann ſpäter das moraliſche Recht zur Bekämpfung und 
Verächtlichmachung alles Deutſchen ableiten zu können 
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laubte. 1924 ſpielte er im Memelgebiet als „evangeli⸗ 

cher Kirchenkommiſſar“ eine beſonders unwürdige 

olle; zu dieſem Poſten hatte ihm ſein Bruder Viktor 
Gailius, der damals illegaler Präſident des Direktoriums 
war, verholfen. Er ſcheiterte an dem geſchloſſenen Widerſtand 
aller memelländiſchen Paſtoren und der geſamten evange⸗ 
liſchen Bevölkerung. Sein geiſtliches Amt übte er ſpäter nicht 
mehr aus. In den letzten Jahren unterrichtete er am 
litauiſchen Gymnaſium in Memel. Unvergeſſen iſt der Ruf, 
mit dem ihn die memelländiſche Bevölkerung bei ſeinem 
öffentlichen Auftreten als Kirchenkommiſſar empfing: „Tu 
mums par da we, Judoschius!” („Du haft uns ver⸗ 
raten, du Judas!“). 

Der litauiſche Gouverneur hat drei neue Gouver⸗ 
nementsräte ernannt, und zwar je einen Referen⸗ 
ten für Schulfragen, für Preſſefragen und kirchliche Ange⸗ 
legenheiten. Dieſer letztere Poſten wurde mit dem bisherigen 
Regimentskaplan des litauiſchen Heeres, Dagies beſetzt. 
Seine Ernennung bedeutet den erſten Schritt auf dem Wege 
ut Durchführung der neuen Kirchenordnung, deren Ziel die 

ereinheitlichung der memelländiſchen mit der evangeliſchen 
Kirche Großlitauens iſt. e 

Der Führer der „Santara“, einer litauiſchen Jugend- 
organiſation im Memelgebiet, ein gewiſſer Grigolaitis, 
und der Sekretär dieſes Verbandes, Saug a, wurden ihrer 
Aemter enthoben. Sie haben Gelder ihrer Organi⸗ 
fation unterſchlagen. Grigolaitis iſt vor einiger 
Zeit erſt von dem illegalen Präſidenten des Landesdirek— 
toriums, Bruvelaitis, zum Beamten im Direktorium ernannt 
worden. Moraliſch einwandfreie Leute ſtehen den Litauern 
für ihre Memelpolitik nicht zur Verfügung. 

Ein Deutſcher aus Memel wurde zu einer Geldſtrafe 
von 200 Lit, im Nichtbeitreibungsfalle zu 14 Tagen Ge⸗ 
ängnis, verurteilt. Er hatte einige litauiſche Weiber, die ihre 

reckige Wäſche am Badeſtrand wuſchen, darauf 
Anne a gemacht, daß das eine Rückſichtsloſigkeit gegen⸗ 
über den Badegäſten ſei. Die Verurteilung erfolgte wegen 
„ſtaatsgefährlicher Aeußerungen“! 


Das Ausland urteilt über Memel 


Stärker als bisher beſchäftigt ſich das Ausland ſeit 
einiger Zeit mit dem Memelproblem Daß alle Stimmen, 
die über Memel laut werden, eine Verurteilung Litauens 
enthalten, liegt in der Natur der Sache. 

„Es iſt klar“, ſchrieb kürzlich der Berner „Bund“, 
„daß, wenn die litauiſche Regierung durch die verantwort⸗ 
lichen Signatarmächte nicht daran gehindert wird, ihre 
Maßnahmen bezüglich der Landtagswahlen durchzuführen, 
von einer freien und ordnungsgemäßen 
Wahl keine Rede fein kann ... Wird dem rechts⸗ 
widrigen Vorgehen der Litauer im Memelgebiet nicht Ein⸗ 
halt geboten, ſo iſt beſtimmt mit Komplikationen 
zurechnen. Zwar iſt vor kurzem feitens einer Signatar⸗ 
macht ein neuer Schritt bei der litauiſchen Regierung an⸗ 
geregt worden. Wie aus einem Pariſer 1 aber hervor⸗ 
geht, iſt die Abſendung einer Kollektivnote auf einen Dru ck 
der Sowjetregierung in Paris unterblieben. 
Soll es im Memelgebiet zu der Einhaltung der inter⸗ 
nationalen Verträge, vor allem der Memelkonvention, 
kommen, ſo wird es zunächſt einmal notwendig ſein, ſich von 
dieſem Sowjetdruck zu befreien.” 5 . 

Auch der Londoner „Star“ beſchäftigte ſich kürzlich mit 
dem Memelproblem; er ſchrieb u. a.: „Dem Memelgebiet 

aben die litauiſchen Behörden eine reine Boll» 
„ auferlegt. Die Litauer 
werden die Wahlen zweifellos in der ſcham⸗ 
Iofeften Weiſe beeinfluſſen. Dieſer drohende 
Skandal iſt ſo ernſt, daß der franzöſiſche Miniſterpräſident 
Laval völlig die Beſorgnis der britiſchen Regierung in 
dieſer Angelegenheit teilt. Allerdings iſt Muſſolini im 
Augenblick nicht viel daran gelegen, daß ſich der Völker⸗ 
bundsrat mit irgendeinem internationalen Abkommen 
befaßt..“ 

In den „Schweizeriſchen Monatsheften“ veröffentlichte 
der Schweizer Journaliſt Jann von Sprecher einen 
längeren Bericht über ſeine Beobachtungen im Memelgebiet. 
Es heißt dort u. a.: „Das kleine Volk (d. h. die Memel⸗ 
bevölkerung) iſtſeinen Herrſchernohne jede Be⸗ 
ſchränkung ausgeliefert. Uns ſcheint, als ob die 
Litauer die jahrhundertelange Unterdrückung, die ſie e 
unter ruſſiſcher Herrſchaft erfahren haben, nun den Memel⸗ 
ländern vergelten wollen. Sie benehmen ſich wie 
ein Volk, das aus Unfreiheit und Knecht⸗ 
ſchaft plötzlich zu einer ungewohnten Macht 


Juden als 


Das nationaldemokratiſche „Slowo Pomorskie“ brachte 
eine intereſſante Ueberſicht über das Auftreten der. 
Juden in den polniſchen Kurorten. Aus der 
veröffentlichten Aufſtellung geht hervor, daß einzelne Kur⸗ 
orte Polens unter ihren Kur gäſten mehr als 
50 v. H. Juden zählen. Am ſtärkſten ſind die Kurorte in 
den galiziſchen Bergen von Juden heimgeſucht. An erſter 
Stelle ſteht der Kurort Zawoja in Galizien, wo unter den 
anweſenden Kurgäſten in dieſem Jahre 72 v. H. Juden ge⸗ 

ählt worden ſind. Nur wenig beſſer iſt Skole mit 63 v. H. 
uden geftelt. Jwonicz weiſt 60 v. H. jüdiſche Kurgäſte 
aus, Jaremc ze 55 v. H., Szezawnica 51 v. H., ferner 
Krynica, Uſtron, Worochda und Ciechocinek 
je 46 v. H. Der groBe internationale Kurort Polens, 3a >» 
kopane, zählt 23 v. H. jüdiſcher Beſucher. Es entſpricht 
nur der allgemeinen Verteilung des Judentums in Polen, 
wenn die len jüdiſchen Gäſte die poſenſchen und 
pommerelliſchen Kurorte aufzuweiſen haben, nämlich Hela 
9 v. H. und Hohenſalza 2 v. H. Beſonders in den 
polniſchen Seebädern, die ſich freilich in einem äußerſt 
primitiven Zuſtand befinden und anſpruchsvolle Gäſte nicht 
anzulocken vermögen, hat ſich in dieſem Jahre eine ähnliche, 
gegen die Juden gerichtete Bewegung bemerkbar gemacht, 
wie ſie ſich bereits in zahlreichen deutſchen Bädern und 
Kurorten, die etwas auf ſich halten, durchgeſetzt hat. Die 
Parole „Juden find hier unerwünſcht“ hat auch 
an der heute zu Polen gehörenden Küſtenſtrecke wachſenden 
Anklang gefunden. 


ekommen iſt und ſich an ihr berauſcht. Gewiß, 
15 find fie in der Lage, dieſe Macht rückſichtslos aus— 
zunutzen, denn hinter ihnen ſteht als mächtiger Verbündeter 
ihr früherer Unterdrücker: Rußland. Und trotzdem 
ſpielen ſie ein gefährliches Spiel. Der Oſten will 
nicht zur Ruhe kommen, tiefgehende Veränderungen ſind 
möglich. Das Memelland iſt nur eine kleine Figur in einer 
weltbewegenden Partie. Möchte doch der Gang der Er— 
eigniſſe das traurige Geſchick dieſes kleinen, tapferen Volkes 
wenden und ihm nach Jahren ſchwerer Prüfun 
der Tag der Freiheit erſcheinen.“ ö 
Die amerikaniſche Schriftſtellerin Viola Boden⸗ 
ſchatz, die ſich längere Zeit im Memelland aufgehalten hat, 
her eine Broſchüre unter dem Titel „Das arme Memel“ 
erausgegeben. Dort ſchreibt fie in einem Kapitel „L i⸗ 
tauen ſchwingt die Peitſche“ u. a. folgendes: 
„Wenn die Litauer dem Memelgebiet die wahren autonomen 
za gäben, würde es keine Memelfrage geben ... Die 
Welt iſt phyſiſch und geiſtig der internationalen Unſtimmig⸗ 
keiten müde. Aber man muß verſtehen, daß die dae eie 
Memelländer, die Jahrhunderte hindurch einer Raſſe, einer 
Nation und einer Ziviliſation angehörten, nicht in Mo» 
naten oder Jahren, ſelbſt nicht in einem 
Jahrhundert, in ein anderes Volk um⸗ 
„ werden können, das ihnen dem 
lutund der Kultur nach fremd iſt. Wie können 
die Großmächte England, Frankreich, Italien und Japan, 
die Signatarmächte des Memelſtatutes, erwarten, daß die 
Welt für den Schrei der Unterdrückten des Memellandes 
taube Ohren habe! Der Vertreter Amerikas gehörte in der 
Pariſer Friedenskonferenz zu denjenigen, die Deutſchland 
zwangen, auf Memel zu verzichten. Deshalb hat 
unſer Land die moraliſche Verpflichtung, 
ſich des Schickſals des Memellandes anzu⸗ 
nehmen. Können andere Nationen an die Aufrichtigkeit 
dieſer Mächte glauben, wenn ſie von fair play und Frieden 
reden und dennoch keinen dinger rühren, um den Memel⸗ 
ländern die Freiheit zu geben, die ſie ihnen verſprachen, als 
fie das Statut ins Leben riefen? Jahrelang hat 
e mel e geduldet, jetzt ſind 
1 Wunden in Eiterung übergegangen, 
etzt werden ſeine Schreie gehört. Es muß 


erlöſt werden, ehe ſein Volk dem Wahnſinn verfällt oder 


untergeht.“ 


Kurgäſte 


Aufſchlußreich ſind auch die weiteren Zahlenangaben des 
erwähnten polniſchen Blattes: In allen Kurorten 
Polens ſind die Juden als Kurgäſte in 
dieſem Jahre mit 37 v. H. beteiligt. enn man 
nun bedenkt, daß es in Polen etwa 30 Mill. Arier und etwa 
3 Mill. Juden gibt, ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß 
von je 46 in Polen lebenden moſaiſchen Juden je einer 
einen polniſchen Kurort beſucht, während dieſes Zahlen⸗ 
verhältnis bei den Ariern Polens 1:273 beträgt. Oder 
anders gerechnet: Bon je 10000 Juden oder 
Ariern in Polen fahren zum Kuraufenthalt 
in polniſche Kurorte je 213 Juden, aber 
nur 36 Arier. Solche Zahlen geben zu denken. Sie 
laſſen die wirtſchaftlich maßgebende Stellung des Juden⸗ 
tums in Polen deutlich erkennen. Und außerdem werden ſie 
denjenigen Ausländern, die etwa die Abſicht haben ſollten, ſich 
in einem der polniſchen Kurorte zu erholen, eine Warnung 
ſein; man kann einem geſund denkenden Menſchen nicht 

umuten, einen völlig verjudeten Kurort en 

ebrigens ſteigt der Vomhundertſatz der polniſchen Juden, 
die ſich einen Kuraufenthalt leiſten können, gegenüber den 
Ariern, die ſich in einer ſolchen glücklichen & e befinden, 
noch ganz beträchtlich, wenn man die Beſucherliſten 
der ſtark von polniſchen Staatsangehöri⸗ 
gen beſuchten Kurorte des Auslandes be⸗ 
achtet. Man findet dort in den Kurliſten zahlloſe Namen 
polniſcher Juden: Poſamenter und Veilchenbaum, Löwen⸗ 
berg und Roſenſtrauch „ . . 
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Verkehrsverhältniſſe der Baheriſchen Oſtmark 


(Im Folgenden werden die weſentlichſten Geſichtspunkte 
eines Vortrages des Direktors der Regentalbahn⸗AG., Pg. 
Fiſchl, wiedergegeben. Der Vortrag war für die Arbeits⸗ 
tagung des Bundes Deutſcher Oſten in Cham 
beſtimmt, konnte dort aber wegen Zeitmangels nicht mehr 
gehalten werden.) 

Das Gebiet der Bayeriſchen Oſtmark gehört mit ſeinen 
gebirgigen Grenzkreiſen zwiſchen Hof und Paſſau zu den 
verkehrspolitiſch am wenigſten erſchloſſenen Teilen des 
Deutſchen Reiches. Im Gaugebiet gibt es 2797 km Haupt» 
und Nebenbahnen. Von den 1123 km Hauptbahnen 
find die wichtigſten die Strecken Hof— Regensburg ( Lands⸗ 
hut) und Paſſau— Regensburg — Neumarkt. Daneben gibt 
es noch drei Privatbahnſtrecken von zuſammen 
55 km Länge. Es muß anerkannt werden, daß jeit der 
Machtergreifung außerordentlich viel für die Verbeſſerung 
der Verkehrsverhältniſſe im Gaugebiet getan worden iſt. Im 
Perſonenverkehr wurden die Geſchwindigkeiten 


bedeutend erhöht: auf den Hauptſtrecken bis zu 110 


Stundenkilometer und auf den Nebenſtrecken durch die 
Trennung des Perſonen- vom Güterverkehr bis zu 50 Stun⸗ 
denkilometern. Außerdem wurden die Zugsfolgen 
verdichtet. Eine weſentliche Verbeſſerung bedeutete die 
Einführung von Triebwagen im Perſonenver⸗ 
kehr. Die erſten Triebwagen wurden auf den Strecken Neu⸗ 
markt — Paſſau, Paſſau — Freyung, Waldkirchen —Haid⸗ 
mühle und Plattling —Kalteneck, alſo im ſüdlichen Teil des 
Gaugebietes, eingeſetzt. Auf Grund der hier gemachten gün= 
ſtigen Erfahrungen wurde der Triebwagenverkehr allmäh⸗ 
lich auch auf einer ganzen Reihe von Strecken des mittleren 
und nördlichen Gaugebietes eingeſetzt: Weiden —Eslarn, 
Weiden — Neukirchen, Amberg — Lauterhofen, Amberg — 
Schmiedmühle, Amberg — Schnaittenbach, Selb — Hollen⸗ 
brunn —Leupoldsdorf u. a. m. Heute laufen auf den Neben⸗ 
bahnſtrecken des Gaugebietes 30 Triebwagen, deren Leis 
ſtung etwa 20 v. H. des geſamten Reiſezugdienſtes des 
Gaues Baperifche Oſtmark beträgt. Die Einſtellung weiterer 
16 Triebwagen jteht bevor. Dann wird der Reichsbahndirek⸗ 
tionsbezirk Regensburg, zu dem der weitaus größte Teil des 
Gaugebietes gehört, unter allen deutſchen Bezirken hinſicht⸗ 
lich der Verſorgung mit Triebwagen an der Spitze ſtehen. 

Vorbildliches iſt auch in bezug auf die Einrichtung 
von Güterkraftlinien der Reichsbahn ge⸗ 
leiſtet worden. Da die Nebenbahnſtrecken das Gebirgsland 
vielfach nur ſehr unvollſtändig erſchließen, hat die Reichsbahn 
im Gaugebiet die Verkehrslücken durch Güterkraftlinien nach 
Möglichkeit zu ſchließen verſucht. Die 37 heute beſtehenden 
Linien verſorgen eine Streckenlänge von 1833 km und haben 
eine tägliche Wagenleiſtung von 3704 km. Es gibt 261 
Kraftwagenhilfsſtellen in Orten ohne Bahnverkehr. 

Auch die Forderung nach billigen Tarifen 
iſt ſeitens der Reichsbahn bereits in weitgehendem Maße 
berückſichtigt worden. Es beſtehen z. Zt. nicht weniger als 
400 Ausnahmegütertarife, die in der Hauptſache 
Güter des täglichen Bedarfs und Erzeugniſſe der Oſtmark⸗ 
induſtrie betreffen. Im Perſonenverkehr beſtehen im Gau⸗ 
gebiet etwa 30 Arten von Fahrpreisermäßi⸗ 
50 ngen; etwa 64 v. H. des reiſenden Publikums genießen 
Fahrpreisermäßigung. Dieſe Ausnahmetarife und Preis⸗ 
nachläſſe reichen jedoch für die beſonderen Verhältniſſe der 
Bayeriſchen Oſtmark noch nicht aus. Die Induſtrie dieſes 
Gebietes liegt ſehr ungünſtig zu den Hauptabſatzgebieten. 
Die frachtliche Vorbelaſtung iſt für die Haupt⸗ 
induſtriezweige der Oſtmark (Holz, Stein, Glas, Porzellan, 
Papier und Leder) auch heute noch empfindlich. Eine 
Frachtverbilligung (etwa nach dem Vorbilde der für Oſt⸗ 
preußen getroffenen Regelung) muß als das Kernproblem 
der Oſtmarkwirtſchaft angeſehen werden. ö 

Viel erörtert wird das Projekt einer durch ge.hen⸗ 
den Grenzbahn von Paſſau bis Hof. Man iſt 
der Meinung, daß die Schließung der beſtehenden Bahnlücken 
zwiſchen Freyung — Grafenau, Bodenmais — Kötzting, Wald⸗ 
münchen —Eslarn genügen würde, um eine den ganzen 
Bayeriſchen Wald durchquerende, der Grenze parallel 
laufende, leiſtungsfähige Bahnlinie zu ſchaffen. Jedoch würde 
auf dieſe Weiſe das Verkehrsproblem des Grenzgebietes 
kaum gelöſt werden können. Die große Bahnlinie Paſſau 
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Regensburg —Hof iſt Jo leiſtungsfähig, daß eine über Berg 


und Tal des ganzen Waldgebirges führende Bahn nicht in 


der Lage wäre, den Verkehr billiger und ſchneller zu bewerk⸗ 
ſtelligen. Die beſtehenden Bahnſtrecken, die nach dem Projekt 
durch mehrere neue Strecken zu einer zuſammenhängenden 
Grenzlandbahn verbunden werden ſollen, ſind als Neben⸗ 
bahnen mit ungünſtigen Steigungen, kleinen Kurvenhalb⸗ 
meſſern und ſchwachem Oberbau den Anforderungen nicht 
gewachſen, die hinſichtlich der Verkehrslaſten und der Ver⸗ 
kehrsgeſchwindigkeit an eine große Durchgangslinie geftellt 
werden müſſen. Die Führung von Schnellzügen auf einer 
derart zuſammengeſtückelten Grenzlandbahn käme überhaupt 
nicht in Frage. Um ſie zu einer leiſtungsfähigen Hauptbahn 
zu machen, wäre es notwendig, nicht nur die fehlenden 
Strecken neu, ſondern auch die ſchon vorhandenen Strecken 
völlig umzubauen. Das würde ein . erfor⸗ 
dern, das anderweitig zur erkehrser⸗ 
ſchließ ung des Grenzlandes beſſer 
wendet werden kann. 

Billiger und zweckmäßiger iſt es, die Verkehrslücken 
durch gute Straßen zu ſchließen, auf dieſen den Perſonen⸗ 
und Güterkraftverkehr zu verſtärken, die vorhandenen Bahn⸗ 
ſtrecken, die Zubringerſtrecken zu den Hauptlinien ſind, zu 
moderniſieren und auf ihnen, wie ſchon bisher, die Fahr⸗ 
geſchwindigkeiten zu erhöhen, die Zugsfolgen zu verdichten, 
Triebwagen einzuſtellen und die Tarife angemeſſen 
niedrig zu halten. 

Die wichtigſte der drei im Gaugebiet beſtehenden Privat⸗ 
bahnen iſt die Regentalbahn. Sie verbindet die Reichs⸗ 
bahnſtrecke Plattling —Eiſenſtein mit der Reichsbahnſtrecke 
Kötzting Cham — Schwandorf zwiſchen Gotteszell 
und Blaibach in einer Geſamtlänge von 40 km. Sie iſt 
die einzige Bahnlinie des Kreiſes Viechtach, der bei 27 000 
Einwohnern keinen einzigen Meter Reichsbahn und Staats⸗ 
ſtraße beſitzt. 

Der Gau Bayeriſche Oſtmark hat zwar ein ziemlich aus⸗ 
gedehntes Straßennetz. Doch entſpricht der Zuſtand der 
Straßen großenteils noch nicht den wachſenden Verkehrs— 
bedürfniſſen. Vielfach iſt Umbau, Begradigung 
der Kurven, Verbreiterung und Neuher⸗ 
ſtellung der Decken notwendig. Seit der Macht⸗ 
ergreifung iſt auch in dieſer Hinſicht viel geſchehen. Mehrere 
1 ilometer haben neue Straßendecken erhalten. Im 

nterefje der Oſtmarkwirtſchaft wäre zu wünſchen, daß beim 
Straßenbau nach Möglichkeit der heimiſche Rohſtoff, 
Granit, verwendet wird. 

Neben die Reichs⸗ und Privatbahnſtrecken und die 
Güterkraftlinien (die auch einen behelfsmäßigen Perſonen⸗ 
verkehr mitführen) tritt die Reichspoſt mit ihren Kraftwagen⸗ 
linien als beachtlicher Verkehrsträger hervor. Im Gaugebiet 
gibt es & Zt. 109 Reichspoſtkraftlinien (dazu 
noch 11 Sommerlinien), die eine Streckenlänge von 2112 km 
(bzw. 519 km) verſorgen. Wenn der von der Reichspoſt 
durchgeführte Kraftverkehr noch nicht ausreicht, ſo liegt das 
in erſter Linie an dem Zuſtand vieler Bezirksſtraßen, der 
einen Kraftverkehr noch nicht zuläßt. Die Verkehrsfrequenz 
auf den Reichspoſtſtrecken leidet unter den für die arme Dft- 
markbevölkerung zu hohen Tarifen. Dieſe dürften nicht 
höher als die Eiſenbahntarife, alſo 4 Pfennig je km, ſein. 

Zuſammenfaſſend iſt feſtzuſtellen: Auf dem Gebiete des 
Eiſenbahnverkehrs iſt ſeit der Machtübernahme 
Entſcheidendes geleiſtet worden. Der Kraftverkehr 
für Laſten (Reichsbahn) und Perſonen (Reichspoſt) hat große 
Fortſchritte gemacht. Doch iſt hinſichtlich des Ausbaus des 
Straßennetzes noch vieles zu tun. Das vordringlichſte 
aller Probleme iſt die Frachtenregelung, die noch 
mehr, als es bisher ſchon der Fall iſt, den wirtſchaftlichen 
Bedingungen der ungünſtigen Verkehrslage der Bayeriſchen 
Oſtmark angepaßt werden muß. Iſt das Straßenbau- 
programm einmal durchgeführt, und iſt das Frachtenproblem 
entſprechend geregelt, dann ſind die weſentlichſten Voraus⸗ 
ſetzungen für ein Aufblühen der Wirtſchaft des bayeriſchen 
Grenzgaues gegeben, weil dann die natürlichen Reichtümer, 
die ſeine Wälder, ſeine Steinbrüche uſw. und nicht zuletzt 
ſeine arbeitſame und genügſame Bevölkerung darſtellen, in 
vollem Ausmaß nutzbar gemacht werden können. ö 


vera 


Das Gleichnis vom Verlorenen Sohn 


Zwiſchen uralten Buchen und vom Seewind krumm⸗ 
gezauſten Kiefern ſteht auf hohem Hügel der Bismarckturm. 
Von ſeiner Plattform überſchaut man die ganzen Inſeln 
Uſedom⸗Wollin, ſofern der herrliche Miſchwald dem Blick 
nicht Grenzen ſetzt. Im Süden, undeutlich im Sonnenglaſt, 
dehnt ſich das Haff. Im Norden, rechts und links im 
Horizont verſchwindend, nagt weißköpfige zeanvund, an 
dem breiten gelben Sandſtreifen des Strandes. Im Grün 
vergraben ſind dort Häuſergruppen: ganz fern im Oſten 
Misdroy, dann, durch die lange Hafenmole und den Leucht⸗ 
turm kenntlich, Swinemünde. Zu Füßen, rechts, das 
Kinderparadies Ahlbeck. Etwas links Banſin. Und ganz 
weit im Weſten ſchimmert, ein ſchneeweißer Strich am 
Horizont, Rügens Kreideküſte. Eifrige weiße Motorboote 
und Dampfer ziehen draußen ihre Bahn. In. blauer Höhe 
exerzieren Flugboote des Kriegshafens Swinemünde, am 
Horizont manövrieren ein paar ſchwarze Torpedoboote. 

Als wir in den Ort kamen, grüßte uns ein großes 
Schild: „Juden ſtop!“ Und an allen Straßenecken ſteht es 
auf kleinen Plakaten: „Juden In in Heringsdorf nicht 
erwünſcht!“ Lange bevor die Juden allgemein aus. den 
deutſchen Bädern ausgeſchloſſen wurden, hat ſich Herings- 
dorf von dieſen unerwünſchten Gäſten befreit. Der Kenner 
der deutſchen Oſtſeebäder wird erſtaunt aufmerken! Aus⸗ 
gerechnet Heringsdorf? Seit Jahrzehnten war dieſes land⸗ 
ſchaftlich reizvollſte Oſtſeebad der Inſeln für die nichtjüdiſchen 
Erholungſuchenden verlorenes Land. Aus der einſtigen 
Gründung deutſcher Fürſten, aus dem zeitweilig modernſten 
und am ſtärkſten beſuchten Badeplatz der Oſtſee hatte ſich eine 
Art Kurfürſtendamm an der Oſtſee entwickelt, den die 
deutſchen Badegäſte in weitem Bogen mieden. Schon 1933 
wurde das — ohne äußeres Zutun, rein aus dem Volks⸗ 
empfinden heraus — anders. Sollte dieſer deutſche Platz, 
der bis weit in den Herbſt hinein durch ſeine beſondere 
Landſchaft ein herrliches Reiſeziel iſt — ſollte er weiter für 
die Deutſchen verloren ſein? Die durch langjährige Juden⸗ 
invaſion doppelt empfindliche Bevölkerung ging mit 


doppelter Energie ans Werk, ließ alle Bedenken beiſeite und 
lehnte die jüdiſchen 1 kurzerhand ab. 

Das iſt leichter geſagt und geſchrieben als getan. Die 
Erholungſuchenden laſſen ſich nicht herbeikommandieren, und 
lange noch haftete Heringsdorf der jüdiſche Geruch an, ob⸗ 
wohl keine Juden mehr vorhanden waren. Eine bitter⸗ 
ſchwere Zeit folgte für die Hotels und Penſionen, mit langen 
Hälſen ſtanden mißmutige Portiers vor den Türen, und die: 
Fiſcher lagen untätig bei ihren fahrbereiten Booten im 
Sande. An den hellen Villen in den ſchönen Parkanlagen 
ſtanden Verkaufsſchilder. Niemand kam. Aber die Herings- 
dorfer hielten durch. N 

Hart unter dem ragenden Bismarckturm erſtand in den 
Waldhügeln der Thingplatz des Gaues Pommern. Große 
Tagungen wurden herverlegt, ſo in dieſem Frühſommer 
ein Zeltlager der deutſchen Erzieher Pommerns, von denen. 
wohl mancher wiederkehren wird. Und nun iſt auf der 
über einen halben Kilometer langen Seebrücke manchmal 
wieder richtiges Gedränge, die Strandkörbe ſind ausverkauft, 
und nur die Inhaber von Luxusgeſchäften und allzu koſt⸗ 
ſpieligen Lokalen haben ihre Faſſade noch mit Mißmut ab⸗ 
geputzt. Denn das Publikum hat ſich gründlich geändert. 

ie billigeren Penſionen ſind beſetzt, lebhaftes Treiben herrſcht 
am Strande. Neben Beſuchern aus dem Auslande, die nur 
den ſchönen Platz ſuchen und ſich um das veränderte Geſicht 
des Badepublikums nicht kümmern, lagern Mitglieder der 
NS-Gemeinfchaft „Kraft durch Freude“, lagern auch von der 
NS⸗Volkswohlfahrt Hergeſchickte, und lagern alle die, die ein 
bürgerliches Bad ſuchten, das ſeine einſame und erholſame 
Seite hat und auch ſeine unterhaltſame. Heringsdorf 
wandelte ſein Geſicht, mußte es notgedrungen wandeln. Mit 
einem anerkennenswerten Opfermut hat ſich die Bevölkerung 
durch die ſchwerſte Zeit hindurchgekämpft, und ſo ſei ihr, 
wie dem heimgekehrten Verlorenen Sohn, zwar kein ge⸗ 
mäſtet Kalb geſchlachtet, doch ſei ihr Dank geſagt im 
Namen aller. die ihren kurzen Urlaub wirklich nutzen 
wollen. Und alles, was einmal war, ſei vergeſſen und vergeben. 


Buchbeſprechungen 


Die deutſchen Anſſedlungen ir Weſtpreußen und Poſen 
in den erften zwölf Jahren der polniſchen Herrſchaft. Von 
Friedrich Heide!d. Schriften des Oſteuropa⸗Inſtitutes 
in Breslau. Verlag Priebatſchs Buchhandlung, Breslau. 
1934. 63 Seiten. Preis 2,50 RA. — Zu dem vor einigen 
Jahren erſchienenen Buche von Hermann Rauſchning über 
die Entdeutſchung Weſtpreußens und Poſens iſt die Schrift 
von Heidelck eine notwendige Ergänzung. Sie unterſucht die 
zahlenmäßige Entwicklung, die die deutſchen Anſiedler dieſer 
Gebiete bis zum Jahre 1932 ge. haben. Die Ans 
ſiedler find neben den deutſchen Beamten nach der Be⸗ 
hauptung der polniſchen Agitation diejenigen Deutſchen, die 
mit dem Boden der deutſchen Oſtmark am wenigſten ver⸗ 
wurzelt geweſen ſein ſollen. Durch Heidelcks Unterſuchung 
wird dieſe diffamierende Behauptung widerlegt. Es ergibt 
ſich nämlich, daß die zahlenmäßige Verringerung des 
deutſchen Anfiedlertums in Poſen und Pommerellen zum. 
yösyeren Tel uuf pöniſſhye Jwnqzsnafmahhneen „Inmillge. 
tion, Liquidation und Anwendung des Wiederkaufsrechtes) 
zurückzuführen iſt, und daß nur etwa 30 v. H. der zur Zeit 
der Abtrennung vom Reich in Poſen und Pommerellen 
ſitzenden Anſiedler ihren Beſitz „freiwillig“ an Polen ab⸗ 
gegeben haben, — wenn man hier überhaupt von „freis 
willigem“ Verkauf ſprechen kann. Heidelck ſtützt ſich bei 
ſeiner Unterſuchung auf die Angaben der Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion aus dem Jahre 1914, auf die Ergebniſſe der 
privaten deutſchen Volkszählung von Mitte 1926 und einer 
unter ſeiner Leitung im Jahre 1932 durchgeführten Frage⸗ 
bogenerhebung. Die Maßnahmen, die von polniſcher Seite 
angewandt wurden, um die Anſiedler zur Abgabe ihrer 
Stellen zu zwingen, werden in der Schrift gebührend be⸗ 
leuchtet. Intereflant find die Angaben, die def Grund der 
Erhebungen von 1932 über die Widerſtandsfähigkeit der 
einzelnen deutſchen Anſiedtergruppen nach ihrer Stammes⸗ 


zugehörigkeit gemacht werden können. Für die Beurteilung 


der Nachkriegsentwicklung des Deutſchtums in Poſen⸗ 
Pommerellen iſt die Unterſuchung Heidelcks von erheblichem 
Wert. Dr. K. 


Ein Memelbilderbuch. Von Walter Engelhardt. 
Mit einer Einführung von Ernſt Wiechert. Verlag 
Grenze und Ausland, Berlin 1935. 96 Seiten mit über 
100 Bildern. Preis kart. 3,60 7 — Zu dem halben 
Dutzend Memelbroſchüren, die in letzter Zeit erſchienen ſind, 
iſt das vorliegende Bilderbuch eine willkommene Ergänzung. 

ngelhardt iſt mit Worten ſparſam umgegangen. Die 
Hauptſache ſind die faſt durchweg ausgezeichneten Bilder, die 
ein kurzer, plaudernder Text begleitet. Im Wechſel der 
Jahreszeiten durchwandert und erlebt man an Hand dieſer 
Bilder die Niederung und das große Moosbruch, die Dörfer 
am Haff und den ſumpfigen Erlwald, die Nehrung und das 
Dünengebiet an der Scheſchuppe. Ernſt Wiechert hat dem 
Buche ein Vorwort gegeben, wie es in dieſer dichteriſchen 
Vollendung nur ein Künſtler vermag, der feine Heimat liedk 
und erlebt. Es iſt darauf hinzuweiſen, daß die Bilder faſt 
durchweg nicht aus dem Memelgebiet, ſondern aus der 
Landſchaft links der Memel ſtammen. Dr. K. 


Ritterorden, Preußen und Reich. Von Otto Weber⸗ 
Krohſe. Schlieffen⸗Verlag, Berlin SW 11. 1935. 126 
Seiten. Preis 3,— N. 1. — Weber⸗Krohſe liebt es, nach dem 
Vorbild Moeller van den Brucks, ſeine Gedanken in knappe, 
ſchlagende Theſen zuſammenzufaſſen. Das iſt gut, aber ge⸗ 
fährlich. Gefährlich deshalb, weil die Verſuchung nahe liegt, 
die Genauigkeit des Inhalts dem Streben nach ſtraffer 
Formulierung unterzuordnen. Nicht immer entgeht Weber- 
Krohſe dieſer Gefahr. In acht Aufſätzen gibt er in dem vor⸗ 
liegenden Buche einen Aufriß preußiſcher Geſchichte, nicht 
den Fortlauf ihrer Ereigniſſe, ſondern das Weſentliche und 
Bleibende der in ihr wirkenden Kräfte von Raum, Mann 
und Idee. Die Zeit der ideologiſchen Verflachung, die das 
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Zweite Reich charakteriſierte, und die Zeit Michael Küchen 
meifters, des „Kleinbürgers unter den Hochmeiſtern des 
Deutſchen Ritterordens“, bedeuten zwei Tiefpunkte preußi⸗ 
ſcher Geſchichte, verſchuldet durch Menſchen, die dem Zwang 
zum Revolutionären, der im Preußiſchen liegt, nicht gerecht 
zu werden vermochten. Die raumpolitiſchen Vorausſetzungen 
der preußiſchen Entwicklung und die Härte und Wendigkeit 
ihrer Mittel werden an der Außenpolitik des Ritterordens 
und am Werk des Großen Kurfürſten, des Repräſentanten 
preußiſchen Barocks, ſcharf und überzeugend umriſſen. Was 
der Proteſtantismus für das Werden des Nordoſtens be⸗ 
deutet hat, und wie 
Wilhelms I. die Idee des Preußentums vom Herrſchenden 
ins Volk hineingepflanzt wurde, wird in zwei weiteren 
Kapiteln gezeigt. Oſtpreußen als politiſche Landſchaft und 
Niederſachſen als Mutterboden preußiſchen Werdens voll⸗ 
enden das Bild, das Weber⸗Krohſe entwirft. Dr. K. 


Oſtland Pommern. Streiflichter aus Wirtſchaft, Kultur 
und Politik. Herausgegeben vom Bund Deutſcher Oſten, 
Landesgruppe Pommern, und dem Grenzlandamt der Pro— 
vingialverwaltung. Verlag Naher Oſten, Berlin und Stettin 
1935. 53 Seiten mit 10 Bildern. — 


tegel recht ſtiefmütterlich behandelt zu werden. Die Zus 
die Walter 


e einiger lehrreicher Artikel, 


reichel beſorgt hat, iſt daher zu begrüßen. Die Bedeu⸗ 
tung der verkehrspolitiſchen Fragen, die für die unmittel⸗ 
baren Geenzkreiſe und den Stettiner Hafen durch den 


Verſailler Vertrag aufgeworfen wurden, und die bevölke⸗ 
rungspolitiſche Entwicklung, die das öſtliche Pommern als 
ein Gebiet mit ſinkender Bewohnerzahl zeigt, wird in einigen 
Kapiteln 1 Hanſe und Deutſchritterorden werden 
als die geſchichtlich geſtaltenden Kräfte Pommerns ge— 
ſchildert. Die Baugeſchichte wird, unterſtützt von einer 
Reihe von Bildern, skizziert. Schließlich werden die aus dem 
Grenzlandcharakter ſich für BDO und HJ ergebenden Auf: 
gaben aufgezeigt. Einige Bedenken erregt das Kapitel 
„Menſchen in Pommern“. Dr. K. 


Totentanz in Livland. Roman von Siegfried von 
Vegeſack. Univerſitas Deutſche Verlagsgeſellſchaft Berlin 
1935. 332 Seiten. Preis Pappe 4.80.7, Leinen 5.50.7. . — 
Mit dem vorliegenden Buch vollendet Siegfried von Vegeſack 
ſeine Trilogie eines baltiſchen Schickſals. In Blumbergs⸗ 


of“ ſchilderte er die Kindheit Aurels und das ruhig hin⸗ 


fließende Leben des baltiſchen Deutſchtums, in „Herren ohne 
Heer“ die Schul: und Studienjahre des jungen Balten und 
die Zeit der erfien Revolution bis zum beginnenden Welt: 
krieg. Der „Totentanz in Livland“ berichtet über die Not 
des Krieges und die Kataſtrophe des baltiſchen Zuſammen⸗ 
bruchs. „Nichts ſoll beſchönigt, nichts bemäntelt, eigene 
Schuld nicht abgeleugnet werden“, heißt es im Vorwort. 
„Die baltiſche Tragödie bedarf keiner Verherrlichung, dem 
ie Schickſal wird nur harte Wahrheit gerecht.“ Die 
Balten haben ſich im Weltkrieg als Deutſche gefühlt, aber 
dem Zaren ihre ſoldatiſche Treue gehalten, Erſt nach dem 
Sturz des Zaren ſtehen Soldatenpflicht und Volksbewußtſein 
nicht mehr im Widerſtreit zueinander. Wie die Balten dieſen 
Zwieſpalt erleben, wie ſie mit dem Ende des Zarenreiches 
auch ihr eigenes Ende herannahen ſehen, zugleich aber zu 
der inneren Freiheit des Handelns gelungen, die ihnen in 
dieſem Kriege bis dahin gefehlt hat, wie der Weltkrieg, in 
dem ſie nur Nebenfiguren geweſen ſind, ſchließlich für ſie 
zu einem Kampf um die Heimat wird, das ſchildert Vegeſack 
an den Geſtalten ſeines Romans. Sie haben als Individua— 
liſten gelebt, aber ſie haben es doch ſchließlich verſtanden, für 
die Idee einer Gemeinſchaft zu ſterben. Herren ohne Heer 
waren fie früher, in der Baltiſchen Landeswehr bourden fie 
ein Heer von Herren. Die vielfachen Sonderintereſſen und 
Sonderanſichten die die baltiſchen Herren früher, ſoweit es 
der Rahmen ihres alten Standesbewußtſeins erlaubte, ver— 
folgten, haben in der Zeit des Zuſammenbruches die Vor— 
ausſetzungen, unter denen ſie gedeihen konnten, verloren. 
Aeußere Gewalt hat zum inneren Umbruch geführt, hat aus 
einem herrſchenden Stand eine kämpfende Volksgruppe ge⸗ 
macht, hat die Balten, die immer Deutſche geblieben, aber 
doch in manchem ihre eigenen Wege gegangen waren, wieder 
eingeordnet in das große deutſche Geſchehen. Dieſe Zeit der 
inneren Umſtellung, die auch heute noch nicht zum Abſchluß 
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gekommen iſt, kann nur einer ſchildern, der, wie Vegeſack, 
mit der baltiſchen Eigenart in ihrer typiſchen Prägung 
ſowohl wie in ihrem Hang zu individualiſtiſchen Abſonder⸗ 
lichkeiten vertraut iſt. Das Buch ſchließt dort ab, wo mit 
dem Totentanz in Livland eines der blutigſten und leid⸗ 
vollſten Kapitel der deutſchbaltiſchen Geſchichte abſchließt. 
Der neue Aufbruch, der dieſem Abſchluß gefolgt iſt, iſt nicht 
mehr Gegenſtand dieſes Buches. Seine Richtung iſt durch 
das Bekenntnis gegeben, das Vegeſack den jungen Balten 
ablegen läßt: „Geſchlagen, geknechtet, gedemütigt, — jetzt 
Deutſcher? Jetzt, im Unglück, erſt recht!“ Dr. K. 


Brennpunkt Böhmen. Von Markomanus. Ludwig 
Voggenreiter Verlag, Potsdam 1935. 72 Seiten. Preis 
1,80 A. — Die geopolitiſche Bedeutung des böhmiſchen 
Keſſels tritt auf jeder Landkarte Europas ſo augenfällig 
hervor, daß notwendigerweiſe die Frage nach der militä⸗ 
riſchen Bedeutung dieſes Raumes, der ſeit Verſailles das 
Kernſtück des eee, Staates bildet, geſtellt 
werden muß. In der vorliegenden Broſchüre wird dieſe 
Frage nach verſchiedener Richtung hin beantwortet. Die 
Entſtehung und Zuſammenſetzung des tſchechiſchen Heeres 
nach politiſcher Geſinnung, Volkstum und Bewaffnung wird 
eſchildert. Beſprochen wird das Auftreten tſchechiſcher 
Truppen im Lauf der Geſchichte (Huſſiten, Legionäre, Krieg 
mit Ungarn i. J. 1919). Die Militärbündniſſe, die Entwick⸗ 
lung der tſchechiſchen Wehrgeſetzgebung, die militäriſche 
Jugendausbildung uſw. werden dargeſtellt und die ſtrategiſch 
wichtigen Straßen und Eiſenbahnen, Plätze und Gebirgs⸗ 
züge werden beſchrieben. Die Schrift enthält viel Wiſſens⸗ 
wertes. Abgelehnt werden muß jedoch die den tatſächlichen 
5 nicht gerecht werdende Verwendung des 
Wortes „Tſchechoſlowaken“ als Volkstumsbegriff. Mehrere 
Kartenſkizzen ſind der Broſchüre beigegeben. Dr. K. 


Sonne über Böhmen. Ein fröhliches Buch. Von 
W Jakſch. Bergſtadtverlag Wilh. Gottl. Korn, 
reslau 1934. 298 Seiten. Preis Leinen 4,80.AM. — 
Jakſch erzählt die Geſchichte des Kriſpinus Krauſpenhaar, 
des Schuhmachers, Muſikanten und Aufrührers. Seine Art 
zu erzählen, iſt derb und beſinnlich zugleich. Wie der kleine 
Kriſpinus als der Sohn einer ärmlichen Wäſcherin zu einem 
kräftigen, ſeeliſch unverbogenen Burfchen heranwächſt, wie 
er ſich zu ſeinem Vater, dem wandernden Geiger, verhält; 
der die Mutter erſt heiratet, als der Junge ſchon mancherlei 
u begreifen anfängt, wie er mit ſeinem Schulmeiſter, dem 
Gale Adrian. ſich herumzankt und rauft, beim Meiſter 
cholz das ehrbare Schuſterhandwerk erlernt und ſich ins 
Mariedlein zum Heulen unglücklich verliebt, wie ſchließlich 
auch bei ihm der ererbte Wunderirieb und die Luft am 
Fiedeln durchbrechen, wie er muſizierend das Land durch— 
zieht, in das Morden und Brennen der Bauernunruhen 
gerät und endlich wieder feſten Boden unter den Füßen 
gewinnt, — ſo ſchildert Jakſch ein Leben voller Freiheit 
und Unraſt, das ſchließlich doch ſeinen Sinn und ſeine 
Beſtändigkeit findet, das von Sonne erfüllt iſt und Sonne 
verbreitet. Ueber alle Schatten und Widrigkeiten des 
Schickſals ſiegt die innere Fröhlichkeit des Kriſpinus und 
9255 Gewißheit der unvergänglichen Sieghaftigkeit alles 
ebens. K. 


werden Lichtbilder und gute Abbildungen — auch einwandfrei 
erhaltene Anſichtskarten —, die das Deutſchtum und ſeine 
Kultur in Vergangenheit und Gegenwart in den ehemaligen 
deutſchen Oſtgebieten darſtellen, zu kaufen geſucht Geſucht 
werten Dorf- und Städiebilder, Landſchaftsaufnahmen, Volks- 
typen und trachten, Denkmäler, Burgen, Kirchen, deutſche 
Klein-, Handwerks- und Volkskunſt. Angebote mit Preisan⸗ 
gabe erbittet die Landesgruppe Iftmark des Bo, Fr. K. Kriebel. 
Frankfurt / Ober, Hindenburgſtraße 79 b ö 


Für die Bücherei und das Archi 


ber Zandcagruppe Oſtmark werden Bücher, Schriften, Aufrufe, 
Plakate, Urkunden aller Art, Zeitſchriften uſw., die die ehe⸗ 
maligen Provinzen Poſen und Weſtpreußen betreffen, zu kauſen 
geſucht. Angebote mit Preisangabe find zu richten an die 
Landes gruppe Oſtmark des BDO, Fr. K. Kriebel, 
Frankfurt / Oder, Hindenburgſtraße 79 b. 


